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5 Mehr Raum für Wildnis in Deutschland 

5.1 Einleitung 

330. Die Landschaften in Mitteleuropa sind schon sehr lange von Land- und Forstwirtschaft 

geprägt. Diese haben die ursprüngliche (postglaziale) Natur im Laufe der Geschichte immer 

stärker beeinflusst und überformt. Mit wachsender Bevölkerung sowie fortschreitender 

Entwicklung und Intensivierung von Industrie, Land- und Forstwirtschaft wurden Moore 

entwässert, Flüsse begradigt und Wälder gerodet bzw. in Forste umgewandelt. Großflächige 

Wildnisgebiete, in denen natürliche Prozesse frei von direkten menschlichen Eingriffen 

ungestört und ungeplant stattfinden können, existieren in Deutschland heute praktisch nicht 

mehr. Aus naturschutzfachlicher Sicht sind diese Prozesse jedoch von großer Bedeutung für 

die Erhaltung vieler Arten und Lebensräume (MÜLLER 2015). Gleichzeitig wächst in der 

Bevölkerung die Sehnsucht nach Wildnis als Gegenpol zu Zivilisation und Technik (FISCHER 

2015). 

Lange Zeit prägten Konzepte den Naturschutz, die darauf abzielten, einen bestimmten Status 

zu bewahren. Diese werden neuerdings ergänzt durch ein Konzept, das die Natur als 

dynamisches, sich selbstständig entwickelndes Geschehen begreift (PIECHOCKI et al. 2010, 

S. 33; JESSEL 2014; BIBELRIETHER 1998). Damit steht der Prozessschutz, das heißt das 

ergebnisoffene Ermöglichen natürlicher, dynamischer Prozesse, als weiteres, gleichrangiges 

Leitbild des Naturschutzes neben der Erhaltung konkreter Schutzgüter, wie Arten und 

Lebensraumtypen. 

Mit dem vorliegenden Kapitel bekräftigt der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) die 

Bedeutung des Prozessschutzes und plädiert für mehr Wildnis in Deutschland (vgl. auch SRU 

2002). Im Folgenden wird zunächst Wildnis im dicht besiedelten Deutschland definiert und es 

werden wesentliche Begründungen für ihren Schutz angeführt (Kap. 5.2). Die Einrichtung und 

der Schutz von Wildnisgebieten besitzen vielfältige Synergien mit verschiedenen Bereichen 

der Umweltpolitik und darüber hinaus. Diese Wechselwirkungen werden in Kapitel 5.3 näher 

beleuchtet. Anschließend werden international und national festgeschriebene Schutzziele 

dargestellt, die einen Bezug zu Wildnis haben (Kap. 5.4). Um diese Ziele zu erreichen, müssen 

Wildnisgebiete bestimmte Mindestanforderungen erfüllen. Wie diese aus Sicht des SRU 

aussehen sollten, wird in Kapitel 5.5 formuliert. Im Zentrum der Ausführungen werden 

Herausforderungen auf dem Weg zu mehr Wildnis in Deutschland diskutiert, wie Zielkonflikte, 

Akzeptanz und die langfristige Sicherung von Flächen (Kap. 5.6). Zum Abschluss wird ein Fazit 

gezogen, in dem die wichtigsten Handlungsempfehlungen gebündelt wiederholt werden 

(Kap. 5.7). 

5.2 Wildnis in Deutschland: Einordnung und Bedeutung 

331. In diesem Kapitel werden der Begriff Wildnis eingeordnet und näher bestimmt sowie 

verschiedene Begründungsansätze für den Schutz von Wildnis vorgestellt. 
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5.2.1 Wildnis: eine Begriffsbestimmung 

332. Der Begriff Wildnis ist kulturell geprägt. Das jeweils dahinter liegende Konzept ist 

international nicht einheitlich. Die Weltnaturschutzunion (International Union for Conservation 

of Nature and Natural Resources – IUCN) definiert Wildnis (Schutzgebietsmanagement-

Kategorie Ib) als „ausgedehnte ursprüngliche oder (nur) leicht veränderte Gebiete, die ihren 

natürlichen Charakter bewahrt haben, in denen keine ständigen oder bedeutenden Siedlungen 

existieren; Schutz und Management dienen dazu, den natürlichen Zustand zu erhalten“ 

(EUROPARC Deutschland 2010). 

Auf europäischer Ebene wird der Begriff Wildnis durch die Initiative Wild Europe (2012) 

differenziert in „wilderness“ und „wild areas“. Unter „wilderness“ im engeren Sinne wird im 

Wesentlichen die internationale Definition von Wildnis (Schutzgebietsmanagement-

Kategorie Ib nach IUCN) verstanden. Unter „wild areas“ werden im Unterschied dazu Gebiete 

gefasst, die zwar maßgeblich durch natürliche Prozesse geprägt sind, die aber tendenziell 

kleiner sind und durch Fragmentierung und die Nutzung durch den Menschen verändert 

wurden. 

Für Deutschland wurde auf einer Expertentagung zum Thema „Wildnis in Deutschland“ 

folgende Begriffsdefinition erarbeitet (FINCK et al. 2013): Wildnisgebiete im Sinne der 

nationalen Biodiversitätsstrategie („Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt“) sind 

ausreichend große, (weitgehend) unzerschnittene, nutzungsfreie Gebiete, die dazu dienen, 

einen vom Menschen unbeeinflussten Ablauf natürlicher Prozesse dauerhaft zu 

gewährleisten. In Deutschland geht es beim Thema Wildnis vor allem um „Wildnisentwicklung“, 

also eine sogenannte sekundäre Wildnis. Sekundäre Wildnis ist ein aktueller natürlicher 

Zustand, der sich aus einem anthropogen überformten Zustand entwickelt hat (PIECHOCKI 

et al. 2010, S. 38). Dabei sind der Faktor Zeit und eine Entwicklungsperspektive über lange 

Zeiträume von entscheidender Bedeutung. 

Großflächige und völlig unveränderte Gebiete, wie sie die IUCN-Definition umfasst und damit 

insbesondere auf Regionen in den Tropen, Gebirgsregionen wie dem Hochland von Tibet, 

großen Wüstenregionen und der Antarktis Bezug nimmt, gibt es in Mittteleuropa kaum noch. 

Wildnisrelikte bzw. Wildnisentwicklungsgebiete finden sich in Deutschland fast ausschließlich 

in den Kernzonen von Nationalparks und Biosphärenreservaten sowie weiterer Schutzgebiete. 

Nationalparks werden durch die IUCN folgendermaßen definiert: „Schutzgebiete der 

Kategorie II sind zur Sicherung großräumiger ökologischer Prozesse ausgewiesene, 

großflächige natürliche oder naturnahe Gebiete oder Landschaften samt ihrer typischen Arten- 

und Ökosystemausstattung, die auch eine Basis für umwelt- und kulturverträgliche geistig-

seelische Erfahrungen und Forschungsmöglichkeiten bieten sowie Bildungs-, Erholungs- und 

Besucherangebote machen“ (EUROPARC Deutschland 2010). 

Wildnisgebiete in Deutschland bzw. Gebiete, die sich zu solchen entwickeln können, umfassen 

Wälder, Moore, Flussauen, Meeresküsten, Seen und Hochgebirge. Hinzu kommen ehemalige 
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militärische Übungsflächen und Bergbaufolgelandschaften. In ihnen können abiotische 

natürliche Prozesse wie Erosion und Überflutung sowie biotische natürliche Prozesse wie 

beispielsweise Sukzession, natürliche Populationsdynamiken und Räuber-Beute-

Beziehungen unter sich selbst regulierenden Bedingungen ablaufen. 

„Wildnis“ und „Wildheit“ sind populäre, positiv besetzte und allgemein verständliche Begriffe, 

die sehr weit gefasst werden können. Sie finden daher auch in der Öffentlichkeitsarbeit für 

mehr Naturnähe auf Grün- und Freiflächen im urbanen Bereich Verwendung. Diese 

bedeutenden Naturerfahrungsräume im Wohnumfeld dienen unter anderem der Naherholung 

und der Natur- und Umweltbildung (BMUB 2015a; JUNG und STREIT 2013; KOWARIK 2015). 

5.2.2 Begründungsansätze für den Schutz von Wildnis 

333. Bereits 2002 hat sich der SRU ausführlich mit verschiedenen Begründungen von 

Naturschutz beschäftigt (SRU 2002, Tz. 10 ff.). Hier sollen diejenigen Argumente im Fokus 

stehen, die in besonderem Maße für den Schutz von Wildnis gelten.  

Die bestehenden Argumentationsansätze lassen sich sogenannten instrumentellen bzw. 

schutzgutbezogen-funktionalen Werten von Prozessen und Komponenten des 

Naturhaushalts, moralischen (Eigen-)Werten sowie eudaimonistischen Werten von Natur 

zuordnen (vgl. ESER et al. 2011; etwas anders vgl. JESSEL 1997). Letztere beziehen sich auf 

Grundzüge eines guten menschlichen Lebens (vgl. Tz. 341). Diese Zuordnung stellt keine 

trennscharfe Kategorisierung dar, sondern es gibt Überlappungen und fließende Übergänge. 

5.2.2.1 Instrumentelle und schutzgutbezogen-funktionale Werte 

334. Natürlichen Prozessen und Komponenten des Naturhaushalts werden instrumentelle 

Werte zugewiesen, das heißt, sie übernehmen Funktionen, die der Bereitstellung von Gütern 

dienen und damit dem Menschen nutzen. Dient der Prozessschutz dazu, Habitate für 

gefährdete Arten bereitzustellen, hat er einen instrumentellen Charakter, der dem Schutzgut 

dient. Er ist also Mittel zum Zweck. 

Das Referenzf lächenargument: Chance zu lernen  

335. Wildnisflächen sind bedeutende Referenzflächen, denn auf ihnen können natürliche 

Prozesse über sehr lange Zeiträume ungestört und ergebnisoffen ablaufen. Diese Dynamik ist 

für unsere einheimischen Ökosysteme kaum untersucht und damit weitgehend unbekannt. 

Wildnisflächen bieten die Chance, langfristig, großflächig und ungestört ablaufende 

ökosystemare sowie natürliche evolutionäre Prozesse zu beobachten und von der Natur zu 

lernen. Sie sind damit für die wissenschaftliche Forschung sehr bedeutsam (BfN 2013; 

SCHERZINGER 1997). Die Forschung auf diesen großräumigen Referenzflächen ergänzt die 

Forschungstätigkeit auf kleinräumigeren, nutzungsfreien Flächen, wie zum Beispiel in 

Naturwaldreservaten (s. hierzu CHAPIN et al. 2009; MEYER et al. 2011). 
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Naturschutzfachlich können in Wildnisgebieten auch Erkenntnisse über die Auswirkungen von 

(großflächigen) Störungen wie Feuer, Lawinen, Insekten-Kalamitäten (z. B. Borkenkäferfraß), 

Stürme oder Überflutungen sowie die natürliche Entwicklung von Wildtierpopulationen 

gewonnen werden. Wildnisgebiete können auch dazu dienen, den Einfluss gebietsfremder, 

invasiver Arten zu erforschen (OLISCHLÄGER und KOWARIK 2011). Aus diesen 

Erkenntnissen lassen sich auch Rückschlüsse für den Umgang mit zukünftigen globalen 

Herausforderungen wie dem Klimawandel ziehen (UBA 2015) und entsprechende 

Anpassungsstrategien entwickeln. 

Die gewonnenen Erkenntnisse können darüber hinaus in Konzepte zum Naturschutz, zur 

Waldbewirtschaftung, zur Moorrenaturierung oder zum ökologischen Hochwasserschutz 

einfließen, denn außerhalb von Wildnisgebieten werden beispielsweise die Auswirkungen des 

Klimawandels auf biotische und abiotische Faktoren und Systeme durch Bewirtschaftung 

überprägt (BfN 2013). 

Prozessschutz und Bedeutung von Wildnis für den Biodiversitätsschutz  

336. Schon aus Vorsorgegründen ist es geboten, alle Komponenten der Biodiversität zu 

erhalten, so auch diejenigen, die erst infolge ungesteuerter Prozesse entstehen. Dies gilt auch 

deshalb, weil bei Weitem nicht alle Zusammenhänge, ökologischen Funktionen und 

Ökosystemleistungen (vgl. Kap. 5.3) bekannt sind und wohl auch niemals vollständig erfasst 

werden können. Entsprechend ist es sinnvoll, möglichst naturnahe Gebiete zu schaffen und 

zu bewahren, um auf eine maximale Entfaltung von Naturnähe „durch Zulassen seltener 

Sukzessions-Habitate, durch Wiederbelebung natürlicher Standortvielfalt, durch Sicherung 

naturnaher Langzeitdynamik, letztlich durch Sicherung einer Evolution im naturgegebenen 

Umfeld“ hinzuwirken (SCHERZINGER 1997). 

Die Schutzbedürftigkeit einzelner Elemente der Biodiversität ergibt sich vor allem anhand der 

Kriterien Seltenheit und Bedrohung. Insofern geht es auf einer bestimmten Fläche nicht nur 

um die Erhaltung einer möglichst hohen Anzahl von Arten, sondern auch um die Qualität der 

vorhandenen oder sich entwickelnden standorttypischen Biodiversität (POTTHAST und BERG 

2013). Beispielsweise besteht ein enger, positiver statistischer Zusammenhang zwischen der 

Totholzmenge und dem Auftreten von Holz bewohnenden Käfern, Landmollusken, Pilzen, 

Flechten und Brutvögeln (MÜLLER und BÜTLER 2010). Viele Rote-Listen-Arten sind abhängig 

von Alt- und Totholz. Es wird geschätzt, dass von den rund 13.000 an Wälder gebundenen 

Arten in Deutschland rund ein Drittel auf Alt- und Totholz angewiesen ist (SCHMIDT 2006). 

Ein geringer Totholzanteil ist ein wesentlicher Gefährdungsfaktor für viele im Wald 

vorkommende Arten (MÜLLER et al. 2007). Auf (ausreichend großen) Prozessschutzflächen 

entwickelt sich aufgrund von deren erhöhter Struktur- und Stadienvielfalt in Raum und Zeit – 

einschließlich der natürlichen standorttypischen Schlusswaldgesellschaften sowie dem hohen 

Anteil an Alt- und Totholz – ein ganz besonderes Artenspektrum. Auf ihnen finden sich häufig 

die sogenannten Urwaldreliktarten, also Arten, die auf urwaldtypische Strukturen und eine 
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durchgängige Habitattradition angewiesen sind (MÜLLER et al. 2005; MÜLLER 2015). Ein 

Beispiel ist der Veilchenblaue Wurzelhalsschnellkäfer (Limoniscus violaceus), der in 

urwaldähnlichen Laubwäldern der Ebenen und niedrigen Lagen vorkommt. Die Art benötigt 

dort bodennah größere ausgefaulte Baumhöhlen.  

Eine besondere Rolle in Wildnisgebieten spielen bestandsverändernde Störungsereignisse 

wie Stürme, Feuer, Überschwemmungen oder Insektenfraß, die für Totholz und Licht am 

Boden und damit Wärme sorgen. Sowohl Totholz als auch Licht sind entscheidende 

Ressourcenimpulse, von denen viele Rote-Listen-Arten profitieren (MÜLLER 2015; LEHNERT 

et al. 2013; SEIBOLD et al. 2015). 

Zu beachten ist dabei allerdings, dass es beim Prozessschutz auch zu Zielkonflikten innerhalb 

des Naturschutzes kommen kann (vgl. Abschn. 5.6.2). 

5.2.2.2 Moralische Werte 

337. Moralische Werte umfassen die Verpflichtungen gegenüber Mitmenschen – auch in 

internationaler Perspektive – und zukünftigen Generationen sowie den möglichen Eigenwert 

von Lebewesen. 

Internationale Gerechtigkeit  

338. Deutschland hat eine internationale Verantwortung für die Erhaltung der nationalen 

Naturlandschaften und ihrer Biodiversität, so beispielsweise für die Erhaltung alter 

Rotbuchenwälder, da es zentral in deren weltweitem Verbreitungsareal liegt. 2011 hat die 

United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization (UNESCO) die „Alten 

Buchenwälder Deutschlands“ als Erweiterung der Welterbestätte „Buchenurwälder der 

Karpaten“ in die Welterbeliste aufgenommen und damit die internationale Verantwortung 

Deutschlands unterstrichen (BfN 2010b; SRU 2012, Kap. 6). 

Derzeit nehmen Wildnisgebiete in Deutschland nur einen sehr kleinen Teil der Landesfläche 

ein (aktuell etwa 0,6 %, vgl. Tz. 366), sie sind aber ein entscheidender Teil des Naturerbes 

(Europäische Kommission und EU Czech Presidency 2009). Der Anteil der Nationalparks an 

der terrestrischen Landesfläche ist in Deutschland im europäischen Vergleich gering 

(ALTEMEIER und SCHERFOSE 2009). Die Verantwortung für die Erhaltung der Biodiversität 

und die Umsetzung des Übereinkommens über die biologische Vielfalt (Convention on 

Biological Diversity – CBD) sollten sowohl innerhalb der internationalen Staatengemeinschaft 

als auch auf regionaler sowie auf Länderebene gleichberechtigt wahrgenommen werden. 

Deutschland gehört zu den wirtschaftlich reichsten Ländern der Welt. Um in der „Einen Welt“ 

gemeinsam die globale Biodiversität zu schützen, gebieten es auch die Glaubwürdigkeit und 

die Vorbildfunktion, in der nationalen Umsetzung der CBD ambitioniert zu handeln und Wildnis 

in Deutschland zu schützen und wiederzugewinnen (BfN 2013; vgl. Kap. 1). 
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Gerechtigkeit  gegenüber nachfolgenden Generationen 

339. Durch die dauerhafte Erhaltung des Naturkapitals und dessen Weitergabe an 

zukünftige Generationen (Weitergabe eines „fair bequest package“ (OTT und DÖRING 2008)) 

können diese von der gesamten Biodiversität und den mit ihr verbundenen natürlichen 

Prozessen und Ökosystemleistungen profitieren (ESER et al. 2011). Auch da sich 

gesellschaftliche und natürliche Rahmenbedingungen auf nicht vorhersehbare Weise ändern 

können (ebd., S. 34 f.), fällt der Erhaltung von Wildnisgebieten eine besondere Rolle im 

Rahmen der intergenerationalen Verantwortung zu. Dies gebietet auch das Grundgesetz, das 

den Staat nach Art. 20a verpflichtet, „auch in Verantwortung für die künftigen Generationen 

die natürlichen Lebensgrundlagen“ zu schützen. Zwar zählen Wildnisgebiete bei einem engen 

Begriffsverständnis nicht zwingend zu den bewahrenswerten natürlichen Lebensgrundlagen, 

sehr wohl aber zu einer fairen intergenerationellen Hinterlassenschaft im Sinne „starker“ 

Nachhaltigkeit (SRU 2002). 

Eigenwert der Natur  

340. Die bisher hier genannten Argumente für den Schutz von Wildnis sind 

anthropozentrisch. Darüber hinaus lässt sich fragen, ob auch die Natur als Ganzes oder 

bestimmte Teile von ihr aufgrund ihres eigenen Wertes zu schützen sind. Dabei sind 

Eigenwerte moralphilosophisch von Selbstwerten zu unterscheiden. Während Selbstwerte 

unabhängig von menschlicher Wertschätzung und -zuweisung sind, basieren „Eigenwerte 

dagegen […] auf den Beziehungen zwischen wertschätzenden Menschen und den 

wertgeschätzten Dingen, sie lassen sich also anthropozentrisch (um)formulieren. Mit dem 

Eigenwert ist die Annahme verbunden, dass ein Wesen oder Objekt nicht einfach ersetzbar 

ist“ (POTTHAST und BERG 2013, S. 10). Dem folgend lassen sie sich also auch nach 

Auffassung des SRU nicht angemessen als Nutzwerte umdeuten.  

Auch nach § 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind „Natur und Landschaft […] auf 

Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch 

in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich 

[…] so zu schützen, dass 1. die biologische Vielfalt, 2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit 

des Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen 

Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie 3. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der 

Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch 

die Pflege, die Entwicklung und, soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und 

Landschaft (allgemeiner Grundsatz).“ 

5.2.2.3 Wildnis als Beitrag zum „guten Leben“ 

341. Eudaimonie bedeutet etwa Glück oder Glückseligkeit. Eudaimonistische Werte 

beziehen sich damit auf die Grundzüge eines guten menschlichen Lebens (z. B. Freundschaft, 

Liebe, soziale Anerkennung) (KREBS 1996). Eudaimonistische Argumente fassen hier 
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zusammen, wie Natur bzw. Wildnis zu einem gelingenden, glücklichen, schönen Leben von 

Menschen beiträgt, wobei Glück individuell unterschiedlich verstanden wird (ESER et al. 

2011). Eudaimonistische Argumente haben eine lange Tradition in der Geschichte des 

Naturschutzes, wurden aber nach 1945 für lange Zeit unter Ideologieverdacht gestellt und in 

ihrer Bedeutung für Naturschutzbegründungen unterschätzt (OTT 2015b). Diese 

Begründungen bündeln jedoch Erfahrungen mit Natur, die für viele Menschen 

Wesensmerkmale eines sinnerfüllten und gelingenden Lebens darstellen. Eudaimonistische 

Argumente beziehen sich auf entsprechende Formen von Naturverbundenheit. Ohne Rekurs 

auf diese Gründe bliebe der Naturschutz erfahrungsarm und verlöre den Anschluss an die 

Intuitionen, Emotionen und Motive vieler Menschen (OTT 2015a). 

Erfahrung und Vermitt lung des Naturschönen  

342. Auch wenn naturästhetische Erfahrungen stets individuell sind, gibt es in Mitteleuropa 

ein weithin geteiltes Schönheitsempfinden für Natur, das intensive Emotionen bei der 

Betrachtung und dem sinnlichen Empfinden ungelenkter Naturprozesse hervorruft 

(PIECHOCKI et al. 2010; SCHERZINGER 1997; BMUB und BfN 2014). Die sinnliche 

Erfahrung der Natur stellt in der modernen Gesellschaft eine Grundoption guten menschlichen 

Lebens dar, auf deren Realisierung viele Menschen nicht verzichten wollen (OTT 2004; SEEL 

1996). Aufgrund der besonderen ästhetischen Erfahrung des Naturschönen bis hin zur 

bewundernden Erfahrung des Erhabenen in einem vom Menschen unbeeinflussten Gebiet 

kommt dem Prozessschutz eine besondere Rolle zu (POTTHAST und BERG 2013; KREBS 

1996; OTT 2004). In diesem Zusammenhang kann auch die Vermittlung von Wildnis über 

audio-visuelle Medien von Bedeutung sein.  

Dif ferenzargument  

343. Das Natürliche und insbesondere Wildnis bilden einen Gegensatz zu der technisierten 

Zivilisation, die die meisten Menschen in ihrem Alltag erfahren und in der sie leben. Wildnis ist 

ein sinnhafter Erfahrungsraum, in dem man Natur und sich selbst begegnen kann (SRU 2002, 

Tz. 18; BIRNBACHER 1998; DNR 2012; SCHERZINGER 1997). Wildnis kann für Menschen 

eine Quelle von Faszination oder Spiritualität sein. Unberührte Natur stellt insbesondere für 

viele Menschen, die in der Stadt leben, einen Ort dar, nach dem sie sich sehnen. Dort können 

sie Werte wie Freiheit, Ursprünglichkeit und Spontaneität erleben. Durch die Erfahrung von 

Wildnis können die Üblichkeiten einer Kultur fragwürdig werden, sodass Wildnis eine Quelle 

kultureller Innovation sein kann (OTT 2015b). 

Erholungsfunktion von Wildnis  

344. Erholung und Entspannung in der Natur sind für viele Menschen Bestandteil eines 

guten Lebens. Der Aufenthalt in der Natur kann einen wichtigen Beitrag zur physischen wie 

psychischen Gesundheit leisten (KAPLAN und KAPLAN 1989; KAPLAN 1995; PRETTY 2004; 

BRATMAN et al. 2015). Ungenutzte und in ihrer Entwicklung nicht festgelegte Gebiete bieten 
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insbesondere Raum für Erlebnisse, die stärker noch als in anderen Schutzgebieten in Richtung 

„Thrill“ (etwa Spannung) gehen. Grundsätzlich gilt, dass das „Thrill“-Erlebnis umso „größer ist, 

je weiter wir uns von der Sicherheit zu entfernen getrauen, sei es räumlich, sei es durch 

Geschwindigkeit, oder indem man sich exponiert; mit anderen Worten, je besser wir uns und 

ander[e]n unsere Unabhängigkeit beweisen können“ (BALINT 2009, S. 25). 

Bei Wildnisgebieten als möglichst durch den Menschen ungenutzte und damit sowohl 

ästhetisch als auch vom Freizeitwert besonders attraktive Flächen ist das Erholungsargument 

ambivalent, da die touristische Nutzung prinzipiell dem Ziel des Prozessschutzes 

entgegenstehen kann. Um die Schutzziele nicht zu gefährden, sind daher Planungen und 

Konzepte für eine gezielte Besucherlenkung wichtig (vgl. Tz. 351). 

Bi ldungsfunktion von Wildnis  

345. Wildnisgebiete haben als einzigartige Naturerlebnisflächen eine besondere Bedeutung 

für die Natur- und Umweltbildung. Vielfältige Angebote leisten einen Beitrag zur Bildung für 

nachhaltige Entwicklung, auch indem sie über Ziele und Aufgaben von Schutzgebieten 

informieren (Tz. 352). 

In Besucherzentren und Bildungseinrichtungen wird der Öffentlichkeit Wildnis vermittelt, unter 

anderem, indem diese sinnlich erfahrbar gemacht wird. Über einen emotionalen Zugang haben 

Besucher die Möglichkeit, die Beziehung von Mensch und Natur und den eigenen Lebensstil 

mit seinen Konsequenzen zu reflektieren. Ein Verständnis für die Eigendynamik der 

Naturprozesse kann auch dazu führen, als wohltuend zu erfahren, dass unser Leben nicht 

vollständig steuerbar ist (TROMMER 1999). Wildnisgebiete können darüber hinaus Ausdruck 

einer Haltung sein, sich nicht allem und jedem bemächtigen zu wollen (HAMPICKE 1999), und 

auch diese Erfahrung kann positiv wirken. 

5.3 Synergiepotenziale von Wildnisgebieten 

346. Wildnisgebiete leisten nicht nur einen Beitrag zum Schutz der Biodiversität, indem sie 

Habitate und wichtige Rückzugsräume für bestimmte Arten darstellen. Sie bieten außerdem 

vielfältige Synergiepotenziale mit verschiedenen Bereichen des Natur- und Umweltschutzes, 

da sie wichtige Ökosystemleistungen erbringen (Abb. 5-1). Diese Leistungen sind zwar in der 

Regel kein Alleinstellungsmerkmal von Wildnisgebieten und können gegebenenfalls auch von 

bewirtschafteten Systemen bereitgestellt werden. Dennoch beeinflussen Wildnisgebiete den 

Landschaftswasserhaushalt und das (Mikro-)Klima positiv und regulieren den lokalen 

Nährstoffkreislauf. 

Auch auf andere Bereiche wie den Tourismus können sie positive Auswirkungen haben, indem 

sie als bedeutende Freizeitflächen der menschlichen Erholung und Gesundheit sowie der 

Bildung dienen (Tz. 344 f.). 
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Bei der Gestaltung der Rahmenbedingungen von Wildnisgebieten sollten unter anderem die 

aktuell anstehenden politischen Prozesse und die sich im Rahmen der Umsetzung 

ergebenden Handlungsmöglichkeiten genutzt werden, um diese Potenziale zu heben. 

Abbi ldung 5-1 

Synergiepotenziale und Begründungen für Wildnisschutz  

 

SRU/UG 2016/Abb. 5-1 

Klimaschutz 

347. Wildnisgebiete können sowohl die Mitigation (Abmilderung, etwa im Sinne von 

Kohlenstoffspeicherung) der Effekte des Klimawandels als auch die Adaptation (Anpassung) 

an seine Auswirkungen unterstützen. Durch ihre Kohlenstoffspeicherleistung tragen 

beispielsweise intakte Moore und Auen als Kohlenstoffsenken und Speicher zum Klimaschutz 

bei (SRU 2012, Tz. 398 ff.; Naturkapital Deutschland – TEEB DE 2014). Eine besondere 

Bedeutung kommt Wildnisgebieten aufgrund ihrer langfristigen Schutzperspektive zu. Diese 

Kohlenstoffspeicher zu erhalten oder zu erhöhen, ist eine wichtige Maßnahme der Mitigation, 

die im Einklang mit Naturschutzzielen steht (Europäische Kommission 2013b). Die 

Renaturierung von Mooren und Auen und ihre anschließende Ausweisung als Wildnisgebiete 

können hier zusätzlich einen wertvollen Beitrag leisten. 

Im Bereich der Anpassung sind Wildnisflächen als wichtige Bestandteile des Biotopverbundes 

für die Verschiebung der Artareale von Bedeutung (Tz. 350). Große nutzungsfreie 

Schutzflächen sind vor dem Hintergrund des Klimawandels außerdem als Rückzugs-, 

Reproduktions- und Ausbreitungszentren für Populationen von Tieren und Pflanzen wichtig 

(PANEK und KAISER 2015; MÜLLER et al. 2014; MÜLLER 2015). 



310  Kapitel 5 

Hochwasserschutz 

348. Intakte Auen als natürliche Retentionsräume verbessern durch ihre Filterfunktion die 

Wasserqualität und tragen zur Trinkwasserversorgung bei. Außerdem sind sie Lebensraum 

vieler seltener Tier- und Pflanzenarten, verbessern das Lokalklima und dienen der Erholung 

(BMU und BfN 2009). Besonders herausragend ist jedoch ihre Bedeutung für den natürlichen 

Hochwasserschutz, deren Wert in Zeiten des Klimawandels weiter steigt. Auen können Effekte 

von Überschwemmungen nach Starkregenereignissen abpuffern, indem sie Wasser 

rückhalten und die Pegelstände dadurch deutlich langsamer und weniger stark ansteigen. Dies 

kann durch die Wiederherstellung von Auwäldern gefördert werden (DOYLE et al. 2014). 

Insgesamt befinden sich die Auen in Deutschland allerdings in einem schlechten Zustand 

(EHLERT und NEUKIRCHEN 2012). Nur noch ein Drittel der etwa 1,5 Mio. ha natürlichen 

Überschwemmungsflächen kann überflutet werden, nur etwa 10 % der Auen sind sehr gering 

oder gering verändert, dagegen 36 % deutlich und 54 % sehr stark (BMU und BfN 2009). 

Die Rückgewinnung von natürlichen Überflutungsflächen in Form von Wildnisgebieten 

ermöglicht gleichzeitig eine Wiederbesiedlung mit auentypischen Pflanzen- und Tierarten 

(UBA 2015). Der gesellschaftliche Nutzen von Auen für den Hochwasserschutz, 

Biodiversitätsschutz oder Nährstoffrückhalt kann die Kosten beispielsweise für 

Deichrückverlegungen und Ertragsverluste auf land- und forstwirtschaftlichen Flächen oft bei 

weitem übersteigen (SCHÄFER und KOWATSCH 2015; HARTJE und GROSSMANN 2014; 

TRÖLTZSCH et al. 2014). Das Nationale Hochwasserschutzprogramm sieht vor, in der 

Kategorie „Deichrückverlegung/Wiedergewinnung von Retentionsflächen“ auf insgesamt rund 

20.571 ha Überflutungsfläche eine natürliche Überschwemmungsdynamik zuzulassen (LAWA 

2014). Das geplante Bundesprogramm „Blaues Band“ legt einen Schwerpunkt auf die 

Renaturierung von Auen (BMUB und BfN 2015). Die sich im Rahmen dieser 

Renaturierungsvorhaben bietenden Synergien mit dem Wildnisschutz sollten durch 

Abstimmung und konsequente Umsetzung der verschiedenen Ziele genutzt werden. 

349. Darüber hinaus sind Auen ebenfalls relevant zur Umsetzung der 

Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG, auch wenn sie dort nicht explizit als Schutzgut aufgeführt 

werden: Uferbereiche und Flussauen sind Teil der Oberflächenwasserkörper, sie sind 

grundwasserabhängige Ökosysteme und Bestandteil von Schutzgebieten (KORN et al. 2005). 

Hier können sich Synergien von Auenrenaturierung im Zuge von Wildnisentwicklung mit der 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie ergeben. Die Renaturierung von Gewässern und 

Auen sollte insbesondere in Gebieten mit einem Defizit von Überschwemmungsflächen 

umgesetzt werden (ALBRECHT und HOFMANN 2015). 

Biotopverbund und „grüne Infrastruktur“  

350. Viele naturschutzfachlich wertvolle Biotope werden durch Zerschneidung nicht nur in 

ihrer Flächengröße reduziert, was zu vermehrten Randeffekten führt, sondern sind auch 

zunehmend isoliert. Um diesen Effekten entgegenzuwirken, wurde in den §§ 20 und 21 
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BNatSchG die Einrichtung eines nationalen, länderübergreifenden Biotopverbundes 

gesetzlich verankert. Es soll ein Netz verbundener Biotope geschaffen werden, das 

mindestens 10 % der Fläche eines jeden Bundeslandes umfasst und aus Kernflächen, 

Verbindungsflächen und -elementen besteht. Wildnisgebiete sind als Kernflächen wichtige 

Bestandteile dieses länderübergreifenden Biotopverbunds. Sie unterstützen beispielsweise 

die Ausbreitung wild lebender Säugetiere wie Wolf, Luchs oder Wildkatze, für die sie wichtige 

Rückzugsräume und Ausbreitungszentren sind (MÜLLER et al. 2014). Insbesondere vor dem 

Hintergrund des Klimawandels ist der Biotopverbund von großer Bedeutung, um die 

Wanderungs- und Ausbreitungsmöglichkeiten zwischen verschiedenen Standorten von Tier- 

und Pflanzenarten großräumig zu verbessern (RECK 2013; REICH et al. 2012). 

Einen breiter gefassten Ansatz hat das Konzept der „grünen Infrastruktur“ der Europäischen 

Kommission, das die Schaffung multifunktionaler Gebiete vorschlägt. Die Europäische 

Kommission definiert „grüne Infrastruktur“ als „ein strategisch geplantes Netzwerk natürlicher 

und naturnaher Flächen mit unterschiedlichen Umweltmerkmalen, das mit Blick auf die 

Bereitstellung eines breiten Spektrums an Ökosystemdienstleistungen angelegt ist“ 

(Europäische Kommission 2013c). Das Konzept der „grünen Infrastruktur“ soll bestehende 

Fachkonzepte und Leitbilder von Naturschutz und Landschaftspflege in einem räumlich 

übergreifenden Gesamtkonzept bündeln. Außerdem soll es in bundesrelevante 

Planungsprozesse eingehen, wie zum Beispiel der Planung von Hochwasservorsorge, der 

Auenentwicklung und der Wiedervernetzung (Deutscher Bundestag 2014). Die „grüne 

Infrastruktur“ ist ein wichtiger Baustein, um das Ziel 2 der EU-Biodiversitätsstrategie zu 

erreichen (Tz. 353). Durch das Konzept wird auch die weitere Umsetzung des 

Biotopverbundes gemäß BNatSchG und Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 92/43/EWG (FFH-

Richtlinie) unterstützt. Die Umsetzung steht auch vor dem Hintergrund des Klimawandels 

dringlich an, wird aber unter anderem durch fehlende finanzielle Mittel und die allgemeine 

Flächenknappheit gehemmt (FRITZ 2013; RECK 2013; JEDICKE 2015a). Das 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) plant die 

Festschreibung eines konkreten Zieljahres im BNatSchG, bis zu dem der Biotopverbund durch 

die Länder realisiert werden soll (BMUB 2015b). Dies ist ein wichtiger Schritt zur Erreichung 

des in der nationalen Biodiversitätsstrategie bereits für 2010 anvisierten Ziels der Einrichtung 

eines Biotopverbunds. 

Tourismus und Gesundheit  

351. Wildnisgebiete können beliebte touristische Ziele sein oder sich zu solchen entwickeln. 

Dies gilt bislang insbesondere für die Gebiete, die in Nationalparks oder Biosphärenreservaten 

liegen. Gemäß § 24 Abs. 2 und § 25 Abs. 2 BNatSchG sollen diese auch der naturkundlichen 

Bildung und dem Naturerlebnis der Bevölkerung dienen, soweit dies mit ihrem Schutzzweck 

vereinbar ist. Die damit verbundene Möglichkeit positiver regionalwirtschaftlicher 

Entwicklungen ist ein wichtiges Argument in der Diskussion über die Errichtung und Erhaltung 
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solcher Gebiete (JOB et al. 2009). Sie trägt dazu bei, die Akzeptanz bei der lokalen 

Bevölkerung und den politischen Entscheidungsträgern zu steigern (vgl. Abschn. 5.6.4). Immer 

mehr Großschutzgebiete nehmen Naturtourismus in ihr Aufgabenspektrum mit auf und fördern 

ihn. 

Wird er konsequent auf die Ziele des Großschutzgebiets abgestimmt, ist Tourismus als 

direkter Nutzen die einzige nicht-konsumtive Form der Landnutzung (JOB et al. 2009). Eine 

Studie von JOB et al. (ebd.) schätzt den Umsatz der (damals 14) deutschen 

Nationalparkregionen auf etwa 431 Mio. Euro pro Jahr. Dieser wird durch rund 10,5 Mio. 

Nationalparktouristen jährlich generiert, für deren Reiseentscheidung der Schutzstatus des 

Gebietes eine wesentliche Rolle spielt. 

Der Anteil an Erholungssuchenden, die eine hohe Affinität zum Nationalpark haben, 

unterscheidet sich jedoch zwischen den verschiedenen Parks erheblich (MAYER et al. 2010; 

METZLER et al. 2016). Bei Gebieten wie dem Wattenmeer, die von jeher eine hohe 

Besucherzahl haben, ist der Nationalparkstatus nur für wenige Reisende ausschlaggebend. 

Im Gegensatz dazu ist beispielsweise im Bayerischen Wald der Status Nationalpark ein 

wesentlicher Ansatzpunkt für das touristische Marketing und für viele Besucher 

reiseentscheidend. Als erster deutscher Nationalpark ist er inzwischen besonders gut etabliert. 

Auch das Einkommen aus dem Tourismusaufkommen unterscheidet sich zwischen den 

Nationalparks stark. Die ökonomische Wertschöpfung ist entscheidend von der Länge des 

Aufenthalts bestimmt und diese ist wiederum abhängig von der Entfernung zu 

Ballungszentren. So ist beispielsweise der Anteil an Tagestouristen in der Eifel deutlich höher 

als an der Müritz (METZLER et al. 2016). Dies schlägt sich auch in den Ausgaben der 

Reisenden nieder. Während Übernachtungsgäste zwischen 37 und 57 Euro pro Tag 

ausgeben, sind es bei den Tagestouristen zwischen 7 und 13 Euro (MAYER et al. 2010). 

Kultur und Bi ldung 

352. Wildnisgebiete können auch wichtige Orte für Kultur und Bildung sein. Die Naturbildung 

eröffnet hier die Möglichkeit, einen „widerstreitenden Diskurs zu führen, zwischen Argumenten 

für Wildnis, in der eigendynamischen Prozessen und wildlebenden Arten Zeit und Raum 

gegeben wird, einerseits und der Notwendigkeit, die Naturnutzung dauerhaft nachhaltig und 

umweltgerecht zu gestalten andrerseits“ (TROMMER 1999, S. 129) und zukünftige 

Zivilisationsentwicklungen zu diskutieren. 

Verfügen Wildnisgebiete beispielsweise über Besucherzentren und vielfältige Angebote, wie 

Führungen, Ausstellungen, Vorträge und andere Veranstaltungen, leisten sie dadurch einen 

Beitrag zur Bildung für nachhaltige Entwicklung (BfN 2013) und sind durch die vielfältigen 

Kultur- und Bildungsangebote eine Bereicherung für die Bildungslandschaft in der Region. 
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5.4 Internationale und nationale Wildnisziele 

Internationale Ziele  

353. Mehrere auf internationaler Ebene festgeschriebene Ziele zum Schutz der Biodiversität 

haben einen direkten oder indirekten Bezug zu Wildnis. Die auf der Konferenz der Vereinten 

Nationen über Umwelt und Entwicklung (United Nations Conference on Environment and 

Development – UNCED) 1992 unterzeichnete CBD ist völkerrechtlich verbindlich und wurde 

auch von der EU und Deutschland ratifiziert. Auch wenn die CBD „Prozessschutz“ nicht 

ausdrücklich erwähnt, so ist doch davon auszugehen, dass ohne dieses 

Naturschutzinstrument bzw. die deshalb entstehenden naturschutzfachlich wertvollen Biotope 

mit ihrer Dynamik nicht alle Arten hinreichend geschützt werden können (MÜLLER 2015). 

Im Jahr 2011 hat die Europäische Kommission unter dem Titel „Lebensversicherung und 

Naturkapital: Eine Biodiversitätsstrategie der EU für das Jahr 2020“ eine Überarbeitung ihrer 

1998 entwickelten Biodiversitätsstrategie vorgelegt (Europäische Kommission 2011). Die 

Maßnahme 12 der EU-Strategie (Einbeziehung von Biodiversitätsmaßnahmen in 

Waldbewirtschaftungspläne) beinhaltet ein direkt formuliertes Wildnisziel, nämlich die 

Erhaltung von Wildnisgebieten. Für Deutschland bedeutet dies ein Zulassen von 

Wildnisentwicklung, da ursprüngliche Wildnisgebiete praktisch nicht mehr vorhanden sind. 

Nach dem 2. Ziel der Strategie sollen bis 2020 Ökosysteme und Ökosystemleistungen erhalten 

und durch grüne Infrastrukturen verbessert sowie mindestens 15 % der verschlechterten 

Ökosysteme wiederhergestellt werden (Tz. 350). Im Rahmen der Maßnahmen zur Umsetzung 

dieses Ziels sollen auf subnationaler, nationaler und EU-Ebene Prioritäten für die 

Wiederherstellung von Ökosystemen gesetzt werden (Maßnahme 6a). Deutschland hat in 

seinem Priorisierungsrahmen einen Schwerpunkt auf Maßnahmen zur Verbesserung der 

Ökosysteme Moore und Auen gelegt (BMUB 2015c). Hier wird das Wildnisziel indirekt 

angesprochen, denn renaturierte Auen oder Moore können als Wildnisgebiete zum Beispiel 

unter Prozessschutz gestellt werden. 

Das Europäische Parlament hat bereits 2009 eine Entschließung zu Wildnis in Europa 

verabschiedet, welche die Mitgliedstaaten auffordert, Wildnisgebiete auszuweisen 

(Europäisches Parlament 2009). Dazu sollen Fördermittel bereitgestellt werden, um die 

Zerschneidung von Lebensräumen zu verhindern, Wildnisentwicklungsgebiete sorgfältig zu 

verwalten, Ausgleichsmechanismen und -programme auszuarbeiten, die Öffentlichkeit zu 

sensibilisieren und für mehr Verständnis zu werben. Dies soll in Zusammenarbeit mit der 

Bevölkerung vor Ort und sonstigen interessierten Kreisen geschehen. 

Nationale Ziele 

354. Der Begriff „Wildnis“ wird im BNatSchG nicht erwähnt. Allerdings würdigt es eigens die 

Bedeutung ungestört ablaufender Prozesse. In § 24 BNatSchG ist der Schutz natürlicher 

Entwicklungen ausdrücklich als das zentrale Ziel für den Schutzgebietstyp Nationalpark fixiert. 
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Die nationale Biodiversitätsstrategie, welche die CBD auf nationaler Ebene umsetzt, enthält 

mehrere Ziele, die den Schutz oder die Förderung von Wildnis beinhalten (BMU 2007): 

– 2 %-Wildnisziel: Bis zum Jahre 2020 kann sich die Natur auf mindestens 2 % der 

Landesfläche Deutschlands wieder nach ihren eigenen Gesetzmäßigkeiten entwickeln, 

beispielsweise in Bergbaufolgelandschaften, auf ehemaligen Truppenübungsplätzen, an 

Fließgewässern, an den Meeresküsten, in Mooren und im Hochgebirge. Bei einem Großteil 

der Wildnisgebiete handelt es ich um großflächige Gebiete. 

– 5 % Wälder mit natürlicher Entwicklung: 2020 beträgt der Flächenanteil der Wälder mit 

natürlicher Waldentwicklung 5 % der Waldfläche. 

– Vorbildfunktion des Staates: Geeignete Flächen der öffentlichen Hand weisen dauerhaft 

eine hohe und regionaltypische Vielfalt von naturnahen Lebensräumen und von Arten auf. 

Dazu strebt die Bundesregierung eine natürliche Entwicklung auf 10 % der Waldfläche der 

öffentlichen Hand bis 2020 an.  

Dabei gibt es in Abhängigkeit von der Flächengröße eine gewisse Schnittmenge zwischen 

dem 2 %- und dem 5 %-Ziel: So tragen die großen Flächen (≥ 1.000 ha) mit natürlicher 

Waldentwicklung (vgl. Tz. 360 – 362) auch zum 2 %-Wildnisziel bei (SPELLMANN et al. 2015). 

Umgekehrt leisten Wildnisgebiete im Wald auch einen Beitrag zur Erreichung des 5 %-Ziels 

von Wäldern mit natürlicher Entwicklung (WILDMANN et al. 2014; SPELLMANN et al. 2015; 

MEYER et al. 2011). Die Ausweisung von Wildnisgebieten kann außerdem das Erreichen der 

Ziele der nationalen Biodiversitätsstrategie zum Schutz von Auen, Mooren, Hochgebirgen und 

Meeresküsten unterstützen. 2 % der Landesfläche Deutschlands entsprechen etwa 

714.000 ha. Im Rahmen seines Handlungsprogramms „Naturschutz-Offensive 2020“ hat das 

BMUB Wildnis als eines der zehn prioritären Handlungsfelder identifiziert, in denen noch die 

größten Defizite bestehen (BMUB 2015b). 

355. Neben dem Bund hat auch die Mehrheit der Länder Biodiversitätsstrategien 

verabschiedet oder entsprechende Ziele in Koalitionsvereinbarungen aufgestellt. Die Ziele 

sind unterschiedlich konkret ausformuliert (Tab. 5-1). Einige Länder haben das 2 %-Wildnisziel 

aus der nationalen Biodiversitätsstrategie in ihre Konzepte und Strategien übernommen. Eine 

solche Präzisierung steht bei anderen Ländern noch aus. Teilweise fehlen quantitative Ziele, 

zum Beispiel hinsichtlich der Flächengröße (zu den Mindestanforderungen für einen 

erfolgreichen Prozessschutz s. Kap. 5.5). Zu berücksichtigen ist, dass die Länder 

unterschiedliche Voraussetzungen zur Realisierung von Wildniszielen haben, beispielsweise 

aufgrund ihrer naturräumlichen Gegebenheiten (z. B. Topografie, Wasserhaushalt) oder des 

Grades der Zersiedelung bzw. ihrer Bevölkerungsdichte. Eine gemeinsame Initiative von Bund 

und Ländern könnte den Weg zum Ziel von 2 % Wildnis koordinieren (Abschn. 5.6.6). 
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Tabelle 5-1 

Wildnis- und Prozessschutzziele sowie Strategien  

in den Flächenbundesländern 

Land Strategie/ 
Koalitionsvereinbarung 

Ziel Wildnis und 
Prozessschutz 

Bestand Wildnis und 
Prozessschutz 

Baden-
Württemberg 

Naturschutzstrategie 
Baden-Württemberg 
(2013) 

Alt- und Totholz-Konzept 
Baden-Württemberg 
(2010) 

2 % der Landesfläche 
bis 2020: ca. 15.300 ha 

9.200 ha Bannwälder; 
2.645 ha Kerngebiet 
Biosphärengebiet 
Schwäbische Alb; NLP 
Schwarzwald (gesamt 
10.062 ha) 

Bayern Strategie zum Erhalt der 
biologischen Vielfalt in 
Bayern (Bayerische 
Biodiversitätsstrategie) 
(2009) 

Keine Festlegungen; 
Landesamt für Umwelt 
arbeitet an Konzept 
„Wildnisgebiete“ 

NLP Bayerischer Wald 
13.500 ha; NLP 
Berchtesgaden 14.204 ha; 
Kernzone BR Rhön 
3.980 ha; 159 
Naturwaldreservate 
7.141 ha 

Brandenburg Maßnahmenprogramm 
biologische Vielfalt 
(2014) 

2 % der Landesfläche: 
ca. 60.000 ha 

24.000 ha nach 
Naturschutzrecht zzgl. 
Nationales Naturerbe aus 
der laufenden 
Flächenübertragung 

Hessen Koalitionsvereinbarung 
2014 – 2019 (2013) und 
Kernflächenkonzept 
Naturschutz (2010) 

Biodiversitätsstrategie 
(2015): Verweis auf das 
Kernflächenkonzept 

5 % der Fläche im 
Wald: ca. 44.750 ha 
bzw. 8 % im 
Staatswald: 

25.600 ha 

Keine Bilanz; Abschluss 
Kernflächenauswahl 
1. Tranche in 2013 (meist 
Kleinflächen; 2. Tranche in 
Arbeit) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Biodiversitätsstrategie 
(2012): kein Ziel zu 
Wildnis im engeren Sinn 

Naturwaldzellen von 
600 ha auf 2.000 ha 
ausweiten; 
Nutzungsaufgabe in 
den Kernzonen der 
Waldnationalparke 

600 ha Naturwaldzellen; 
Kernzonen der 
Nationalparke (faktisch und 
perspektivisch); sonst keine 
Angaben 

Niedersachsen Koalitionsvereinbarung 
2013 – 2018 (2013) 

Keine %-Vorgaben für 
Wildnis, aber als Ziel 
10 % des Landeswalds 
(ca. 33.500 ha) aus der 
Nutzung (entsprechen 
ca. 2,9 % der 
Gesamtwaldfläche) 

Kernzonen der NLP, keine 
weiteren Angaben 

Nordrhein- 
Westfalen 

Koalitionsvereinbarung 
2012 – 2017 (2012): 
Wildnisgebiete in 
Nordrhein-Westfalen; 

Biodiversitätsstrategie 
Nordrhein-Westfalen 
(2015) 

Bis zu 10.000 ha 
Staatswald; 5 % der 
Waldfläche aus der 
Nutzung als 
großflächige 
Prozessschutzgebiete 
(„wilderness“ 
> 1.000 ha) und 
kleinflächigere 
Wildnisgebiete („wild 
areas“) 

ca. 1 % der Waldfläche 
(= 0,27 % der 
Landesfläche) in 75 
Naturwaldzellen und dem 
NLP Eifel zzgl. 1 % der 
Waldfläche als derzeit nicht 
geschützte 
Wildnisentwicklungsgebiete 
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Rheinland- 
Pfalz 

Mittelbar über 
Koalitionsvereinbarung 
2011 – 2016 (2011); 
künftig über 
„Wildnisstrategie 
Rheinland-Pfalz“ 

10 %-/5 %-/2 %-Ziele 
der nationalen 
Biodiversitätsstrategie 

Aktuell etwa 8.040 ha zzgl. 
Nationalpark Hunsrück-
Hochwald: Nutzungsfreier 
Wald in NSG (1.062 ha); 
Kernzonen 
Biosphärenreservat 
(3.467 ha); Weichholzaue 
(96 ha); 
Naturwaldreservate 

(1.745 ha); 
Prozessschutzflächen 
Naturschutzgroßprojekt 
Bienwald (1.680 ha), 
Nationalpark Hunsrück-
Hochwald: 2.415 ha aktuell, 
(perspektivisch ca. 
7.500 ha; teilweise im 
Saarland) 

Saarland Strategie in Entwicklung; 

Regionale 
Biodiversitätsstrategie für 
den Teilbereich 
„subatlantische 
Buchenwälder“ (2008) 

Keine konkreten 
Flächenziele 

Anteile am Nationalpark 
Hunsrück-Hochwald.(s. 
Rheinland-Pfalz) 

Sachsen Kein Konzept Keine %-Vorgaben NSG Königsbrücker Heide: 
5.064 ha; NLP Sächsische 
Schweiz: 4.970 ha; zzgl. 
ca. 4.000 ha kleine 
Totalreservate und 
Naturwaldzellen (< 500 ha 
je Einzelfläche) 

Sachsen-
Anhalt 

Kein Konzept  NLP Harz: 2.900 ha; in pot. 
Kernzonen BR Mittelelbe 
2.200 ha; NSG 
Oranienbaumer Heide: 
645 ha 

Schleswig-
Holstein 

Kein Konzept Naturwaldkulisse mit 
10 % der öffentlichen 
Wälder 

Keine Angaben 

Thüringen Thüringer Strategie zur 
Erhaltung der 
biologischen Vielfalt 
(2012): kein Ziel zu 
Wildnis, aber zu 
nutzungsfreien Wäldern 

Bis 2029: 25.000 ha 
Landesforst 
nutzungsfrei; 
Koalitionsvertrag 2014: 
5 % des Waldes 
nutzungsfrei 

Keine Angaben 

BR = Biosphärenreservat  
NLP = Nationalpark 
NSG = Naturschutzgebiet 

Quelle: FINCK et al. 2015, verändert und aktualisiert 

5.5 Mindestanforderungen an Wildnisgebiete 

356. Wildnisgebiete müssen verschiedene Kriterien erfüllen, damit natürliche Prozesse 

ungestört und möglichst in ihrer gesamten Vielfalt ablaufen können (Wild Europe – Wilderness 

Working Group 2012). Unter Berücksichtigung der in Mitteleuropa herrschenden Bedingungen 

wurde eine Reihe dieser Kriterien im Rahmen einer Expertentagung diskutiert und in Form von 
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„Vilmer Eckpunkten zu Wildnisgebieten in Deutschland“ veröffentlicht (FINCK et al. 2015). 

Anknüpfend an diese Thesen stellen nach Auffassung des SRU die folgenden Punkte 

Mindestanforderungen an Wildnisgebiete in Deutschland dar. Die Gebiete sollten 

– weitestgehend frei sein von aktuellen menschlichen Eingriffen, 

– sich ergebnisoffen hinsichtlich der ablaufenden, natürlichen Prozesse entwickeln können, 

– dauerhaft gesichert sein, 

– eine bestimmte Mindestgröße haben, 

– unzerschnitten durch (größere) Verkehrs- und Siedlungsinfrastrukturen sein und 

– durch ein Monitoringprogramm und Forschung begleitet werden. 

Weiterhin sollten die Wildnisgebiete möglichst so über Deutschland verteilt sein, dass sie auch 

die Vielfalt der Naturräume repräsentieren. 

Diese Mindestanforderungen sollten bei der Ausweisung von Wildnisgebieten als eine wichtige 

Grundlage Berücksichtigung finden. Darüber hinaus gibt es noch weitere Faktoren wie die Art 

der Nutzung der umgebenden Landschaft oder die Einbindung in einen Biotopverbund, welche 

die Qualität eines Schutzgebiets bestimmen (SCHOOF 2013, S. 51). EUROPARC 

Deutschland (2015) ermittelte im Rahmen eines durch die Verbändeförderung des 

Bundesamtes für Naturschutz (BfN) unterstützten Projekts weitere, umfangreiche 

Qualitätskriterien für Wildnisgebiete. 

Ungestörtheit ,  Natür l ichkeit ,  Ergebnisoffenheit und dauerhafte Sicherung  

357. Natürliche Prozesse in Wildnisgebieten sollen dauerhaft ergebnisoffen und ungestört 

ablaufen können. Schutzzweck auf diesen Flächen ist nicht der Erhaltungszustand einzelner 

Arten oder Lebensraumtypen, sondern das Zulassen möglichst unbeeinflusster natürlicher 

Prozesse mit dem Ziel einer möglichst großen Naturnähe. Eingriffe, die natürliche Prozesse 

im Sinne „menschlicher Zielvorstellungen“ beeinflussen und korrigieren, sind zumindest 

theoretisch unzulässig. In der Praxis finden jedoch häufig zum Beispiel (Initial-)Maßnahmen 

wie Renaturierungen, Waldumbau und Jagd statt. Um dynamische Entwicklungen zu 

gewährleisten, sollten sich die Eingriffe des Menschen jedoch allenfalls auf eine Initialphase 

und die für die Erlebbarkeit und Forschung notwendige Infrastruktur beschränken. Die jeweils 

verantwortlichen Akteure müssen sich darüber einigen, inwieweit in Extremsituationen, zum 

Beispiel beim Ausbruch eines Feuers, Maßnahmen innerhalb der Prozessschutzgebiete 

ergriffen werden sollen. Diese Maßnahmen sowie Zonierungskonzepte sollten angepasst an 

die jeweiligen lokalen Bedingungen für die einzelnen Schutzgebiete individuell festgelegt 

werden. 

358. Abhängig von der Nutzung der umgebenden Landschaft können Pufferzonen um 

Wildnisgebiete eine besondere Bedeutung sowohl für den Schutz als auch für die Akzeptanz 
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dieser Gebiete haben, auch wenn sie mit einem weiteren Flächenbedarf einhergehen. Diese 

Zonen dienen dazu, Schutzgebiete von unerwünschten externen Effekten abzuschirmen, 

insbesondere von solchen, die durch Bewirtschaftung entstehen (BENNETT und MULONGOY 

2006, S. 7). Innerhalb der Pufferzonen können menschliche Aktivitäten erlaubt werden, die 

vereinbar mit dem Schutz der Wildnisgebiete sind. Andererseits können sie auch dem Schutz 

der die Wildnis umgebenden Landschaft vor bestimmten Einflüssen dienen, beispielsweise 

indem in diesen Zonen Maßnahmen zur Bekämpfung von Bränden oder das Management von 

heimischen Wildtieren und gebietsfremden und invasiven Arten (Neobiota) zugelassen werden 

(s. Abschn. 5.6.2). 

Besondere Bedingungen bei der Brandbekämpfung gelten für ehemalige 

Truppenübungsplätze, auf denen aufgrund ihrer Munitionsbelastung eine Gefahr für die 

Einsatzkräfte bestehen kann. So hat beispielsweise die Stiftung Naturlandschaften 

Brandenburg für ihre Flächen gemeinsam mit Feuerwehr, Landkreis, Forstverwaltung, 

Naturschutzbehörden und anderen Experten ein Waldbrandschutzkonzept erarbeitet. Dazu 

wurde ein System von entmunitionierten Schutzstreifen und Schneisen geschaffen, die offen 

gehalten werden, um ein Übergreifen von Bränden auf umliegende Waldflächen zu 

erschweren (Märkische Allgemeine 17. Dezember 2014; „Waldbrandschutzkonzept erfolgreich 

umgesetzt. Schutzmaßnahmen auf der Stiftungsfläche Jüterbog fertiggestellt“, 

Pressemitteilung der Stiftung Naturlandschaften Brandenburg vom 17. Dezember 2014). Auf 

dem ehemaligen Truppenübungsplatz Königsbrücker Heide findet aufgrund der 

Munitionsbelastung in der Kernzone keine direkte Brandbekämpfung statt (STEIN 2015). Beim 

Auftreten eines Feuers werden im Abstand von mehreren hundert Metern von Rettungswegen 

aus lediglich Streifen gewässert, um das Feuer einzudämmen. In der Pflegezone gibt es 

Schutzstreifen und Brände werden direkt bekämpft. 

Eine Zonierung wird durch § 22 Abs. 1 BNatSchG ermöglicht, nach dem Gebiete in Zonen mit 

einem entsprechend dem jeweiligen Schutzzweck abgestuften Schutz gegliedert werden 

können. Hierbei kann auch die Umgebung einbezogen werden. Eine Beteiligung der lokalen 

Landnutzer an der Gestaltung und Bewirtschaftung dieser Zonen kann dazu beitragen, die 

Akzeptanz von Wildnisgebieten vor Ort zu stärken (Abschn. 5.6.4). 

359. Der Ablauf von natürlichen und dynamischen Prozessen geht über sehr lange 

Zeiträume vonstatten. Die verschiedenen Phasen der natürlichen Waldentwicklung bis hin zur 

Zerfallsphase können zum Beispiel mehrere Jahrhunderte dauern (SCHERZINGER 1996). 

Intakte Moore wachsen sehr langsam: Pro Jahr wird etwa 1 mm Torf neu gebildet (IMMIRZI 

et al. 1992). Um ihren naturschutzfachlichen und gesamtgesellschaftlichen Wert und die damit 

einhergehenden Synergien auch langfristig zu sichern, müssen Wildnisgebiete daher 

dauerhaft geschützt werden. Nach dem BNatSchG bieten hierfür derzeit insbesondere die 

Schutzgebietskategorien Nationalpark (§ 24) und Naturschutzgebiet (§ 23) einen geeigneten 

rechtlichen Schutzstatus und sollten Vorrang vor anderen dauerhaften Lösungen haben. Das 
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Land Nordrhein-Westfalen hat außerdem „Wildnisentwicklungsgebiete“ im Wald als 

geschützten Teil von Natur und Landschaft in seinen Entwurf für ein Landesnaturschutzgesetz 

vom 22. Juni 2015 aufgenommen, auch um die Flächen seines „Wildniskonzepts“ dauerhaft 

zu sichern (Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 

Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen 2015). Schleswig-Holstein hat das Ziel 

2 % der Landesfläche als Teil des Biotopverbundes zu Wildnisgebieten zu entwickeln in 

seinem Entwurf zur Änderung des Landesnaturschutzgesetzes aufgenommen (§ 12 

Biotopverbund) (Schleswig-Holsteinischer Landtag 2014). 

Mindestgröße 

360. Damit Wildnisgebiete ihre ökologische Relevanz und ihren besonderen 

naturschutzfachlichen Wert entfalten können, ist es von zentraler Bedeutung, dass sie über 

eine bestimmte Mindestgröße verfügen. Natürliche Prozesse bedürfen Gebiete von 

ausreichender Größe, damit dynamische Veränderungen in Raum und Zeit stattfinden können 

(Europäische Kommission 2013b). Die Größe soll negative Randeffekte minimieren und die 

Ansprüche der zu schützenden Biodiversität, eine möglichst große Vielfalt an Strukturen und 

möglichst alle Entwicklungsstadien gleichzeitig gewährleisten sowie natürliche Störungen 

zulassen (BfN 2013; BAKER 1992). Die bundesdeutsche Biodiversitätsstrategie würdigt 

diesen Punkt, indem sie von Gebieten „lebensraumspezifisch ausreichender Größe“ spricht 

(BMU 2007, S. 41). 

Zur Mindestgröße gibt es international viele unterschiedliche Ansatzpunkte. Diese reichen von 

100 ha (NABU 2013) bis zu 1.000.000 ha (BfN 2015). Die Wilderness Working Group von Wild 

Europe empfiehlt für Europa eine Mindestgröße von 3.000 ha (Wild Europe – Wilderness 

Working Group 2012). Viele der „großskaligen“ Angaben stammen aus dünn besiedelten 

Weltregionen, in denen es noch großflächige Wildnisgebiete gibt. Sie sind aber im dicht 

besiedelten Deutschland mit seiner langen Kulturlandschaftsgeschichte in der Regel nicht 

realisierbar. 

361. Vor allem in den 1970er- und 1980er-Jahren wurde intensiv und kontrovers diskutiert, 

ob viele kleine oder eher wenige große Schutzgebiete, in unserem Fall konkret also 

Prozessschutzflächen, das optimale Ergebnis für die Biodiversität liefern (Single-Large-Or-

Several-Small-Reserves-Debatte – SLOSS-Debatte). Gerade im Hinblick auf 

Waldwildnisgebiete wird diese alte Debatte immer noch geführt (FÖRSCHLER et al. 2013). 

Dabei kommt man je nach normativer naturschutzpolitischer Zielsetzung, Naturnähe der 

Auswahlflächen und Unsicherheit hinsichtlich zukünftiger Standortbedingungen zu 

unterschiedlichen Ergebnissen (MÜLLER 2015; LUICK und REIF 2013). Aus ökologischer und 

naturschutzfachlicher Sicht ist ein „Sowohl-als-auch“, also eine Kombination aus 

großräumigen Wildnisgebieten und kleineren Prozessschutzflächen, sinnvoll (5 %-Ziel). 

Darüber hinaus wird die große Bedeutung von integrativen Waldnaturschutzstrategien (z. B. 

Totholzkonzepte) durch Prozessschutzgebiete nicht negiert, sondern sie ergänzen diese und 
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leisten in der Fläche ebenfalls wichtige Beiträge zum Biodiversitätsschutz im Wald (z. B. 

Trittsteinhabitate). 

Eine rationale, allgemeingültige, wissenschaftlich hergeleitete Flächenuntergrenze für 

Prozessschutzflächen gibt es nicht. Die Vergangenheit hat aber beispielsweise gezeigt, dass 

Reservate von circa 10 ha bzw. circa 40 ha im Bergmischwald im Inneren Bayerischen Wald 

zu klein waren, um die notwendigen Strukturen in Raum und Zeit für alle Arten dieses 

Lebensraumtyps vorzuhalten (MÜLLER 2015). 

In weiträumigen Prozessschutzflächen ist besonders bedeutsam, dass hier großflächige, nicht 

anthropogene Störungen zugelassen werden können. Diese haben große und schnelle 

Sukzessionsdynamiken und Prozessketten zur Folge, von denen viele Arten und 

Lebensgemeinschaften profitieren (MÜLLER 2015; LEHNERT et al. 2013). Das Zulassen und 

Nichteingreifen bei Störungsereignissen ist allein schon aus praktischen Gründen an eine 

entsprechende Mindestgröße gebunden. 

362. Die Festlegung von Mindestgrößen für Wildnisgebiete in Deutschland bewegt sich 

somit in einem Spannungsfeld zwischen der Anschlussfähigkeit an internationale Standards 

und der Realisierbarkeit vereinbarter Ziele. Je größer die Mindestgröße gewählt wird, umso 

geringer ist die Anzahl geeigneter, verfügbarer Flächen. Für Wälder und Gebirgslandschaften 

sowie auf ehemaligen Truppenübungsplätzen und in Bergbaufolgelandschaften setzen 

Experten in Deutschland daher eine Mindestgröße von 1.000 ha sowie für Moore, Fluss- und 

Küstenabschnitte von 500 ha voraus, um einen Beitrag zu Wildnisgebieten im Sinne der 

nationalen Biodiversitätsstrategie zu leisten (FINCK et al. 2013; 2015). Die hier gewählten 

Mindestgrößen stellen daher einen Kompromiss zwischen den Idealvorstellungen und den 

nationalen Bedingungen dar. Sie sind abhängig von der landschaftlichen Situation und für 

unterschiedliche Lebensraumkomplexe differenziert zu betrachten. Diese Größen sollten – 

trotz der naturräumlichen Gegebenheiten im stark zersiedelten Deutschland – auch nach 

Ansicht des SRU eine Mindestanforderung an Wildnisgebiete im Sinne der nationalen 

Biodiversitätsstrategie darstellen. 

Unzerschnittenheit  

363. Die Zerschneidung von Lebensräumen durch Infrastruktur gehört zu den wichtigsten 

Gefährdungsursachen der Biodiversität (vgl. Tab. 4-1). Sie kann direkt und indirekt vielfältige 

negative Auswirkungen haben (BfN 2015): 

– Bebauung und Verkleinerung von Habitaten, 

– Veränderung von Habitatqualitäten durch Störung und Emissionen (Lärm, Licht, stoffliche 

Einträge), 
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– Isolation von Habitaten bzw. Populationen und damit einhergehend die Verminderung von 

deren Überlebensfähigkeit einschließlich der Verminderung der genetischen Diversität 

innerhalb von Populationen, 

– Einschränkung oder Unterbindung von Wanderbeziehungen (tageszeitlich, jahreszeitlich) 

und von Fernwanderwegen, 

– Unterbindung der Vektorfunktion und Lebensraumgestaltungsfunktion von Arten, 

– Erhöhung der Mortalität durch Verkehr, Windkraftanlagen usw. 

Hierbei sind Faktoren wie Populationsgröße und -schwankungen, Konkurrenzstärke, 

Spezialisierung auf Mikrohabitate und Häufigkeit entscheidend für die Empfindlichkeit von 

Arten gegenüber Störungen (HENLE et al. 2004). Eine Beeinträchtigung von Wildnisgebieten 

durch Verkehrs- oder Siedlungsinfrastruktur sollte vermieden werden. Hierbei bedarf es noch 

einer weiteren Konkretisierung der Kriterien für die Unzerschnittenheit im Sinne von 

Mindestanforderungen. 

Monitor ing und Forschung 

364. Eine weitere Anforderung, die sich allerdings nicht direkt auf die Eigenschaften der 

Fläche bezieht, ist die Begleitung von Wildnisgebieten durch ein umfassendes ökologisches 

Monitoring und Forschung, um die ökologischen Zusammenhänge zu beobachten, zu 

dokumentieren und zu verstehen (SRU 2012, Kap. 10). Dies ergibt sich für Nationalparks und 

Biosphärenreservate bereits aus den gesetzlichen Bestimmungen. Soweit es ihr Schutzzweck 

erlaubt, sollen diese Gebiete auch der wissenschaftlichen Umweltbeobachtung dienen, §§ 24, 

25 BNatSchG. Das Monitoring unterstützt vor allem wissenschaftliche Zwecke, da in 

Prozessschutzgebieten eine Bewertung bzw. Anpassung des Flächenmanagements 

möglichst unterbleiben soll. Sein Ausmaß bemisst sich daher auch an den wissenschaftlichen 

Fragestellungen und an den verfügbaren Budgets. Zu diesen Zwecken muss die Kooperation 

der Verwaltung von Wildnisgebieten mit Universitäten und Forschungseinrichtungen 

ausgeweitet werden, auch um die Grundlagenforschung zu stärken (Tz. 335). 

Diese naturwissenschaftlichen Erhebungen sollten durch Untersuchungen zur 

sozioökonomischen Entwicklung der Region ergänzt werden, um die regionale Wirtschaft, die 

Bevölkerungsentwicklung und die Einstellungen, Meinungen und Wünsche der regionalen 

Bevölkerung und der Gäste zu untersuchen. Ein sozioökonomisches Monitoring betrachtet alle 

gesellschaftlichen Belange von Mensch-Umwelt-Beziehungen in Schutzgebieten sowie deren 

Umfeld und beinhaltet ökonomische, politische, kulturelle und sozial-psychologische Aspekte 

(LASS und REUSSWIG 2002). Solche Erhebungen umfassen auch Partizipation und 

Kommunikation und können dazu dienen, Kooperationspartner zu identifizieren sowie 

Konfliktpotenziale frühzeitig zu erkennen (vgl. Tz. 383; BUER et al. 2014; LASS und 

REUSSWIG 2002). Bislang findet in Deutschland nur in wenigen Großschutzgebieten wie 

Nationalparks, Biosphärenreservaten und Naturparks eine Erhebung solcher Parameter statt. 
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Im Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer gibt es seit 1999 regelmäßig 

Erhebungen zu diesen Aspekten, die unter anderem zeigen, dass das Schutzgebiet sowohl 

bei seinen Gästen, als auch bei der Mehrheit der regionalen Bevölkerung auf große Akzeptanz 

stößt (Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer 2015; GÄTJE 2006). Der 

Nationalpark Eifel hat 2012 einen 1. SÖM-Bericht (SÖM – sozioökonomisches Monitoring) für 

die ersten sieben Nationalparkjahre vorgelegt (Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-

Westfalen 2012). Außerdem gibt es beispielsweise in den Nationalparks Bayerischer Wald und 

Eifel Forschungsaktivitäten zu sozioökonomischen Aspekten. 

Teilweise bestehen bereits Monitoringverpflichtungen und -programme, die auch für 

Wildnisgebiete relevant sind, zum Beispiel im Rahmen von FFH-Richtlinie, 

Vogelschutzrichtlinie 2009/147/EG, der Wasserrahmenrichtlinie und der nationalen 

Biodiversitätsstrategie (SRU 2012, Tz. 583). Insgesamt gibt es jedoch in diesem Bereich 

bislang noch deutliche Mängel. Eine Evaluierung der deutschen Nationalparks kommt zu dem 

Ergebnis, dass trotz zum Teil ungünstiger Personal- und Finanzausstattung in fast allen 

Nationalparks Forschungs- und Monitoringaktivitäten stattfinden; allerdings unterscheiden sich 

diese erheblich zwischen den verschiedenen Nationalparks. Insgesamt gibt es noch Defizite 

in der Forschung zu großflächigen Prozessschutzzonen als Referenzflächen für ökosystemare 

Abläufe (EUROPARC Deutschland 2013). Ein einheitlicher, wildnisspezifischer 

Monitoringstandard sollte entwickelt werden, der eine Vergleichbarkeit unterschiedlicher 

Gebiete ermöglicht. 

5.6 Wege zu mehr Wildnis: 

Herausforderungen bei der Umsetzung 

365. Trotz der vielfältigen Synergien gibt es verschiedene Herausforderungen, die auf dem 

Weg zu mehr Wildnis in Deutschland zu bewältigen sind. Das Erreichen des 2 %-Ziels – bis 

zum Jahre 2020 kann sich die Natur auf mindestens 2 % der Landesfläche Deutschlands 

wieder nach ihren eigenen Gesetzmäßigkeiten entwickeln – ist sehr ambitioniert und setzt 

gemeinsame Anstrengungen von Bund, Ländern und Nichtregierungsorganisationen (Non-

Governmental Organisations – NGOs) voraus. 

5.6.1 Aktuelle und potenzielle Gebietskulisse 

366. Erforderlich ist zunächst, die derzeit vorhandenen, potenziell schutzwürdigen und 

schon gesicherten Wildnisgebiete basierend auf verbindlich festgelegten Kriterien bundesweit 

zu bilanzieren. Schätzungen des BfN gehen davon aus, dass aktuelle und gesicherte 

Wildnisgebiete bislang etwa 0,6 % der Landesfläche ausmachen und sich vor allem in 

Kernzonen von Nationalparks und auf Flächen des Nationalen Naturerbes befinden (BfN 

2010a). Zurzeit sind damit etwa 210.000 ha bis 225.000 ha großflächige Wildnis als gesichert 

anzusehen: circa 117.000 ha in den Nationalparks, circa 45.000 ha geplante Erweiterungen 

der nicht genutzten Flächen in den Nationalparks sowie etwa 15.000 ha großflächige 
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Prozessschutzflächen (≥ 1.000 ha) in bestehenden Naturschutzgebieten. Darüber hinaus 

sollen sich die meisten Waldflächen des Nationalen Naturerbes sowie weitere Flächen von 

Naturschutzverbänden und -stiftungen weitgehend ohne menschliche Beeinflussung 

entwickeln. Berücksichtigt man hierbei nur die Flächen ≥ 1.000 ha, so ist – über die aktuell 

dem Prozessschutz unterliegenden Flächen hinaus – von einem Wert von zusätzlichen 

mehreren 10.000 ha an Wildnisgebieten auszugehen (persönliche Mitteilung des BMUB vom 

24. Juni 2015). Im Folgenden beziehen sich einige der betrachteten Studien und getroffenen 

Aussagen explizit auf Nationalparks. Derzeit gibt es in Deutschland 16 Nationalparks  

(Abb. 5-2). Der Anteil der Kern- bzw. Naturdynamikzonen unterscheidet sich stark zwischen 

den einzelnen Nationalparks. Er liegt derzeit zwischen 22 % und 94 % (BfN 2015). 

Um das Flächenpotenzial zur Umsetzung des 2 %-Ziels zu untersuchen, hat das BfN ein F+E-

Vorhaben (F+E – Forschung und Entwicklung) vergeben, das Mitte 2015 abgeschlossen 

wurde (ROSENTHAL et al. 2015; OPITZ et al. 2015). 

Ziel des Projektes war es, basierend auf einer Reihe von Kriterien eine Landschaftsanalyse 

der terrestrischen Fläche Deutschlands durchzuführen, um eine theoretische Suchkulisse für 

potenzielle Wildnisgebiete zu identifizieren. Dabei wurden Mindestgrößen von 500 ha für 

Moore, Fluss- und Küstenabschnitte und 1.000 ha für Wälder und Gebirgslandschaften sowie 

ehemalige Truppenübungsplätze und Bergbaufolgelandschaften angenommen. Außerdem 

wurden Faktoren wie Unzerschnittenheit und Kompaktheit der Flächen vorausgesetzt. Die 

Ergebnisse der Studie zeigen, dass sich eine Suchkulisse von 3,52 % der Landesfläche 

potenziell als Wildnisgebiete eignet (Tab. 5-2).  
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Abbildung 5-2 

Nationalparks in Deutschland 

 

Quelle: BfN 2015; basierend auf Angaben der Länder, Geobasisdaten: © GeoBasis-DE / BKG 2015 
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Tabelle 5-2 

Gesamtbilanz potenzieller Wildnisgebiete in Deutschland  

 Summe in ha Anteil an 
Bundesfläche in 

% 

Flächenanzahl 

Wald 702.961 1,97 342 

Flussauen/Gewässer 172.047 0,48 170 

Ehemalige Militärflächen (ohne 
Flächenüberlagerungen mit anderen 
Kategorien) 150.417 0,42 61 

Hochgebirge 103.036 0,29 9 

Moore 85.870 0,25 103 

Meeresküsten 26.276 0,07 24 

Bergbaufolgelandschaften 15.589 0,04 10 

Gesamtsumme 1.256.196 3,52 719 

Quelle: OPITZ et al. 2015, verändert; Tabelle 1 und 2 zusammengefasst 

Dies bedeutet, dass das 2 %-Wildnisziel prinzipiell erreichbar ist. Dazu muss allerdings mehr 

als die Hälfte der potenziellen Flächen tatsächlich Wildnis werden. Insgesamt erscheint eine 

Zielerreichung bis 2020 nach derzeitigem Stand äußerst ambitioniert und setzt ein engagiertes 

und zügiges Vorgehen der Akteure, insbesondere der Länder, voraus. Im nächsten Schritt 

müssen nun Kriterien für eine Priorisierung der Flächen unter naturschutzfachlichen, aber 

auch unter praktischen Gesichtspunkten entwickelt werden. Dies betrifft insbesondere die 

Klärung und Berücksichtigung der Eigentumsverhältnisse, die Qualität der umgebenden 

Landschaft sowie den Ausgangszustand oder die Vornutzung der anvisierten Fläche. 

Außerdem sollte die Umsetzung der Ziele von 2 % Wildnis und von 5 % Wäldern mit natürlicher 

Entwicklung harmonisiert werden (SPELLMANN et al. 2015). 

5.6.2 Herausforderungen innerhalb des Naturschutzes 

367. Bei der Einrichtung von Wildnisgebieten kann es mitunter zu Konkurrenz zwischen 

verschiedenen Zielen des Naturschutzes kommen, beispielsweise auf ehemaligen 

Truppenübungsplätzen (SCHUMACHER und JOHST 2015). Wichtig bei der Auflösung dieser 

Konflikte ist die Frage nach dem Verhältnis der Leitlinien des Naturschutzes zueinander. Geht 

man von einer prinzipiellen Gleichrangigkeit aller Ziele (Eigenart, Vielfalt und Schönheit, freie 

Naturentwicklung) und Leitlinien des Naturschutzes (Landschaftsschutz, Landespflege, Arten- 

und Biotopschutz, Prozessschutz) aus, so kann man im raumkonkreten Einzelfall abwägen 

und unterschiedlich priorisieren. 

Schutzgebiete 

368. Die mitteleuropäische Kulturlandschaft ist durch eine lange Tradition extensiver 

Bewirtschaftung geprägt, die vielfältige Lebensräume mit einem spezifischen Arteninventar 

geschaffen hat. Einige der durch extensive Bewirtschaftung begünstigten Offenland-
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Lebensräume, wie Magerrasen und Heiden, und Arten, wie die Vogelarten Ziegenmelker, 

Brachpieper und Heidelerche, sind heute stark bedroht und stehen unter besonderem Schutz, 

zum Beispiel im Rahmen der FFH- und der Vogelschutzrichtlinie. Für das Vorkommen dieser 

Lebensraumtypen und Arten sind weiterhin eine extensive Nutzung bzw. aktive 

Pflegemaßnahmen nötig. Ein Großteil von Lebensraumtypen, wie beispielsweise Wald- und 

Küstenlebensraumtypen, Auen und Moore, profitiert jedoch von einer Nichtnutzung (BALZER 

et al. 2007; SIPKOVA et al. 2010). Beide Ziele, der Schutz von Prozessen bzw. Wildnis sowie 

der Schutz wertvoller Bestandteile der Kulturlandschaft, sind wichtige, gleichberechtigte 

Säulen des Naturschutzes (PIECHOCKI et al. 2010; JESSEL 2014). 

Der Prozessschutz, der bei Wildnisgebieten im Mittelpunkt steht, ist – wie dargestellt – nicht 

gezielt auf den Schutz einzelner Arten oder Lebensraumtypen ausgerichtet, sondern explizit 

durch ergebnisoffene Dynamik gekennzeichnet. In der Praxis ist es für manche 

Lebensraumtypen und Arten nicht möglich, die Schutzziele der FFH-Richtlinie sowie das Ziel 

Prozessschutz gleichzeitig zu erreichen (Europäische Kommission 2013b). Im Einzelfall 

können durch den Ablauf natürlicher Dynamiken lokal Lebensraumtypen und Arten des 

Offenlandes verloren gehen. Nach den Vorgaben der FFH-Richtlinie muss das Management 

von Natura 2000-Gebieten gewährleisten, dass sich der Erhaltungszustand der geschützten 

Lebensraumtypen und Arten nicht verschlechtert bzw. ein günstiger Erhaltungszustand 

erreicht wird. 

Die Möglichkeiten der FFH-Richtlinie, mit Veränderungen umzugehen, diskutieren 

SCHUMACHER und SCHUMACHER (2013) im Kontext der Anpassung an den Klimawandel. 

Sie kommen zu dem Ergebnis, dass die Richtlinie die Möglichkeit bietet, auf den Klimawandel 

zu reagieren. Sie argumentieren, dass Natura 2000 kein statisches Schutzgebietssystem ist 

und die nötigen Regelungen zur Anpassung größtenteils vorhanden sind. Es ist zu prüfen, 

inwieweit dies auch auf die dynamischen Entwicklungen und Veränderungen in 

Wildnisgebieten zutrifft. Hier ist insbesondere eine weitere Abstimmung auf europäischer 

Ebene nötig (CEAUSU et al. 2015). In ihren „Guidelines on Wilderness in Natura 2000“ stellt 

die Europäische Kommission bereits heraus, dass der günstige Erhaltungszustand auf der 

passenden regionalen, nationalen oder biogeografischen Skala erreicht werden muss, nicht 

aber zwangsläufig auf jeder einzelnen Fläche. Lokale Veränderungen als Ergebnis natürlicher 

Prozesse können daher akzeptiert werden, solange der günstige Erhaltungszustand auf der 

nationalen und biogeografischen Ebene gewährleistet ist (Europäische Kommission 2013b, 

S. 44). Um dies hinreichend zu berücksichtigen, sind großräumige Schutzkonzepte, die 

Zonierungen umfassen können, und jeweils auf den Einzelfall bezogene Prioritätensetzungen 

wichtig. 

Management von heimischen Wildt ieren und Neobiota  

369. Basierend auf einem unterschiedlichen Verständnis von Prozessschutz und daraus 

resultierenden Leitbildern werden verschiedene Ansatzpunkte für ein Management von 
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Prozessschutzgebieten diskutiert. So hängt das Wildtiermanagement, das heißt die gezielte 

Bejagung und Reduzierung vor allem von Schalenwild (z. B. Reh-, Rot-, Schwarzwild), 

entscheidend von der jeweiligen Vorstellung von Prozessschutz ab (SCHERFOSE 2014). 

Gleiches gilt für den Umgang mit Neobiota (z. B. Damwild, Waschbär, Marderhund, Indisches 

Springkraut, Spätblühende Traubenkirsche) in Wildnisgebieten. Die dabei verfolgten Leitbilder 

orientieren sich sowohl an historischen als auch an aktuellen Zuständen (Tab. 5-3). Je nach 

ökologischen Rahmenbedingungen, wie beispielsweise dem Vorhandensein oder Fehlen von 

Prädatoren (Räubern), ergeben sich daraus ganz unterschiedliche Rückschlüsse auf den 

Umgang mit Schalenwild. Diese können von „permanentem Management“ bis hin zu „gar 

keinem Management“ reichen. 

Tabel le 5-3 

Prozessschutzmodelle als Grundlage für das Management und  

die Entwicklung von Nationalparks  

Historisches Leitbild Aktualistisches Leitbild 

Naturdynamik-Modell A1 

Der Zielzustand ist historisch definiert; z. B. eine 
bestimmte Form einer potenziell natürlichen 
idealisierten Vegetation (= Urlandschaft?) 

Große Pflanzenfresser spielen darin eine eher 
geringe Rolle 

Ziel: Wildnis mit Eingriffen (zur 
„Wiederherstellung“ dieses Zustandes) 

Konsequenzen könnten sein: 

- Permanentes punktuelles Artenmanagement 
- Management von Neobiota 
- Permanentes Schalenwildmanagement 
- Management von Biotopen nach Bedarf 
- Renaturierung nach Bedarf (bis permanent) 

Naturdynamik-Modell B1 

Der Zielzustand ist aktualistisch hergeleitet und 
für die Zukunft weitgehend offen; z. B. 
bestimmte Ökosystemtypen inkl. deren Dynamik 

Ziel: ungelenkte Wildnis nach einer 
Übergangszeit, in der noch Eingriffe erlaubt sind 

Konsequenzen könnten sein: 

- Naturdynamik oft erst nach 
Initialmaßnahmen 

- Zunächst erfolgen Renaturierungen (z. B. 
Waldumbaumaßnahmen) 

- Schalenwildmanagement besonders zu 
Beginn 

- Artenmanagement besonders zu Beginn; bei 
Neobiota ggf. permanent 

Naturdynamik-Modell A2 

Der Zielzustand ist historisch definiert; z. B. eine 
bestimmte Form einer potenziell natürlichen 
idealisierten Vegetation (= Urlandschaft?) 

Große Pflanzenfresser spielen darin eine große 
Rolle (jedoch eine geringere als in der 
„Megaherbivoren-Theorie“) 

Ziel: Wildnis mit punktuellen Eingriffen (zur 
„Wiederherstellung“ dieses Zustandes) 

Konsequenzen könnten sein: 

- Permanentes punktuelles Artenmanagement 
- Management von Neobiota 
- Stark reduziertes Schalenwildmanagement 
- Management von Biotopen nach Bedarf 
- Renaturierung nach Bedarf 

Naturdynamik-Modell B2 

Ein Zielzustand ist nicht definiert bzw. völlig 
offen; 

Naturdynamikziel dominiert gegenüber Arten- 
und Biotopschutzzielen (Primat: Natur ohne 
Mensch) 

Ziel: ungelenkte Wildnis 

Konsequenzen könnten sein: 

- Naturdynamikschutz erfolgt sofort 
- Alle zukünftigen Prozesse werden toleriert, 

auch wenn sie unerwünscht sind (z. B. in 
Bezug auf eine bestimmte potenziell 
natürliche Vegetation oder auf Kalamitäten) 

- Kein Arten- und Biotopmanagement 
- Kein Schalenwildmanagement  

Quelle: SCHERFOSE 2014, S. 8 f. 

Derzeit findet in allen terrestrischen Nationalparks in Deutschland ein Wildtiermanagement 

statt (SCHERFOSE 2014; EUROPARC Deutschland 2013). In den meisten Fällen dient es 
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dazu, Schäl- und Verbissschäden zu reduzieren, um eine natürliche Waldentwicklung zu 

gewährleisten. Meist sind die Maßnahmen zwar räumlich und zeitlich begrenzt, finden aber in 

vielen Nationalparks selbst in den Prozessschutzzonen statt. Die AG Nationalparke bei 

EUROPARC Deutschland hat ein Positionspapier zur Wildtierregulation in Nationalparks 

erarbeitet, in dem sie klarstellt, dass sich Eingriffe in Wildtierpopulationen am jeweiligen 

Schutzzweck orientieren müssen (AG Nationalparke bei EUROPARC Deutschland 2012). 

370. Ähnliche Aspekte gelten auch für den Umgang mit Neobiota. Generell ist das 

Einwandern einer Tier- oder Pflanzenart ein natürlicher Prozess. Durch den anthropogenen 

Klimawandel und die Globalisierung wird die Differenzierung zwischen Einwanderung und 

Einschleppung allerdings unscharf, was eine Bewertung erschwert. Prinzipiell steht die 

gezielte Bekämpfung dieser Arten im Gegensatz zu dem Ziel, nicht in die Prozesse in 

Wildnisgebieten einzugreifen. Diese Frage kann gebietsspezifisch, ebenfalls in Abhängigkeit 

vom jeweils verfolgten Prozessschutzmodell, behandelt werden (OLISCHLÄGER und 

KOWARIK 2011). Aus den beiden Leitbildern einer natürlichen Dynamik lassen sich 

verschiedene Auffassungen über den Umgang mit invasiven Arten ableiten (Tab. 5-3). Wird 

eine historische Perspektive verfolgt, ein ursprünglicher, vom Menschen unbeeinflusster 

Zustand, lässt sich eine Bekämpfung invasiver Arten begründen. Aus einer aktualistischen 

Perspektive, das heißt basierend auf dem heutigen Standortpotenzial, resultiert die Akzeptanz 

dieser Arten. Dabei sind jedoch die bestehenden rechtlichen Regelungen zu beachten. Im 

Art. 8h CBD sind Vorsorge, Kontrolle und Bekämpfung invasiver Arten völkerrechtlich 

verbindlich festgeschrieben. Am 1. Januar 2015 trat die Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 über 

die Prävention und das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver 

gebietsfremder Arten in Kraft. Sie umfasst nach Art. 1 Bestimmungen für die Prävention, 

Minimierung und Abschwächung der nachteiligen Auswirkungen der Einbringung und 

Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten auf die Biodiversität in der Union. Derzeit 

erarbeitet die Europäische Kommission eine Liste invasiver gebietsfremder Arten von 

unionsweiter Bedeutung, für die Maßnahmen zum zukünftigen Umgang festgelegt werden. Auf 

nationaler Ebene wird dies durch § 40 BNatSchG geregelt. Er bestimmt, dass geeignete 

Maßnahmen zu treffen sind, um einer Gefährdung von Ökosystemen, Biotopen und Arten 

durch Tiere und Pflanzen nichtheimischer oder invasiver Arten entgegenzuwirken.  

371. Weiterhin gibt es unterschiedliche Auffassungen zur gezielten (Wieder-)Ansiedlung 

bestimmter Arten, beispielsweise der Einführung von Großsäugern. Sowohl große 

Pflanzenfresser als auch Top-Prädatoren haben einen wesentlichen Einfluss auf die 

Nahrungsnetze und andere ökosystemare Prozesse (ESTES et al. 2011; BUNZEL-DRÜKE 

et al. 2001; SANDOM et al. 2014). Basierend auf der Megaherbivorentheorie, die den 

gestaltenden Einfluss großer Pflanzenfresser auf Lebensraum, Vegetation und 

Landschaftsstruktur betont, verfolgen verschiedene Initiativen, wie beispielsweise Rewilding 

Europe, das Ziel, durch die Wiedereinführung von Großsäugern eine postglaziale 

Naturlandschaft als Ideal- und Referenzlandschaft annäherungsweise wiederherzustellen 
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(Rewilding Europe 2015). Darüber hinaus soll durch die Wiederansiedelung auch die 

touristische Attraktivität und – über die Einkommensgenerierung – die Akzeptanz der Gebiete 

in der Bevölkerung steigen.  

Kritiker merken allerdings an, dass der Einfluss der Großsäuger umstritten ist und eine 

nacheiszeitliche Naturlandschaft nicht rekonstruiert werden kann, da der Mensch bereits zu 

diesem Zeitpunkt stark in die Populationen von großen Herbivoren eingegriffen hat (BUNZEL-

DRÜKE et al. 2001). Darüber hinaus erfordert der Einsatz großer Herbivoren häufig ein 

Management, auch um veterinärmedizinische und tierschutzrechtliche Vorgaben zu erfüllen. 

372. Die verschiedenen Modelle haben eine unterschiedliche naturschutzpolitische 

Zielsetzung und sind damit in der Umsetzung alle von naturschutzfachlichem Wert. Allerdings 

spricht sich der SRU zur Erreichung des 2 %-Ziels für ein möglichst enges und konsequentes 

Verständnis von Prozessschutz aus, um die verschiedenen Werte, die Wildnis hat (vgl. 

Kap. 5.2), vollständig zu schützen und ihre Alleinstellungsmerkmale zu sichern. Folgt man den 

Kriterien „ergebnisoffener Ablauf“ und „vom Menschen unbeeinflusster Ablauf“ natürlicher 

Prozesse, ergibt sich daraus eine strikte Umsetzung des Prozessschutzes. Eingriffe in 

natürliche Dynamiken, wie beispielsweise Jagd oder die gezielte Bekämpfung von Neobiota, 

sollten – je nach Ausgangslage gegebenenfalls nach einer Initialphase – weitestgehend 

unterbleiben. Hier bewegt sich das Management im Spannungsfeld zwischen aktiven 

Eingriffen, um eine größere Naturnähe zu erreichen (z. B. Renaturierung), und dem Ziel, nicht 

in die Prozesse einzugreifen (LANDRES et al. 2000; SCHERZINGER 1997). Während einer 

Initialphase kann die Wildnisentwicklung durch bestimmte Managementmaßnahmen 

beschleunigt werden. Dazu zählen zum Beispiel die gezielte Entnahme gebiets- oder 

standortfremder Arten wie der Douglasie oder gegebenenfalls der Fichte sowie ein gezieltes 

Wildtiermanagement. Auch bauliche Maßnahmen, wie der Rückbau von Deichen oder anderer 

Siedlungs- und Verkehrsinfrastruktur, können notwendig werden. Die Initialphase sollte durch 

adaptives Management (Europäische Kommission 2013a, S. 37–41) gekennzeichnet sein. 

Dauerhafte Eingriffe sollten sich auf Pufferzonen beschränken. Diese Zonen können auch 

dazu dienen, mögliche Konflikte mit der Umgebung des Schutzgebiets zu minimieren. 

Weiterhin sieht der SRU eine gezielte Ansiedlung von Großsäugern kritisch. Allerdings kann 

die Einbringung von lokal extinkten, aber ursprünglich einheimischen Arten (wie z. B. Elch, 

Luchs, Wisent) auch als Initialmaßnahme bewertet werden. Sie sollte dann allerdings nicht mit 

dauerhaften Eingriffen oder beispielsweise mit dem Errichten von Weidezäunen verbunden 

sein. Dabei muss die Population groß genug bzw. der Austausch mit anderen Populationen 

möglich sein, um überlebensfähig zu sein (kleinste überlebensfähige Population). 

5.6.3 Konflikte mit wirtschaftlichen Interessen 

373. Mitunter steht der mit der Ausweisung von Wildnisgebieten verbundene 

Nutzungsverzicht im Konflikt mit den wirtschaftlichen Interessen der Flächennutzer. Durch die 

Aufgabe der Bewirtschaftung entstehen Einkommensverluste. Dies betrifft insbesondere die 
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Forstwirtschaft und die Holzverarbeitung, aber auch die Landwirtschaft, die Jagd, die Fischerei 

sowie bestimmte touristische und sportliche Nutzungsformen. 

Da potenzielle Wildnisgebiete oft in ländlichen Regionen liegen, sind die Einkommensverluste 

durch Nutzungsverzicht volkswirtschaftlich betrachtet allerdings häufig geringer als in anderen 

Regionen (JOB et al. 2009; NAVARRO und PEREIRA 2012). Kommt es infolge der 

Ausweisung von Wildnisgebieten und dem freiwilligen Nutzungsverzicht zu direkten 

Einkommensverlusten für private Flächeneigentümer, so sollten diese adäquat, auch 

finanziell, kompensiert werden. In der Regel werden die Gebiete in Privatbesitz dauerhaft 

durch einen Flächenkauf oder -tausch gesichert (s. Abschn. 5.6.5). Wo dies nicht möglich ist, 

kann der Abkauf des Nutzungsrechts eine Alternative darstellen. Dazu könnten beispielsweise 

bestehende Förderprogramme wie das „Bundesprogramm biologische Vielfalt“ oder 

„chance.natur – Bundesförderung Naturschutz“ genutzt werden. In erster Linie ist allerdings 

die öffentliche Hand gefordert, das Ziel der nationalen Biodiversitätsstrategie auf ihren Flächen 

umzusetzen (OPITZ et al. 2015). Eine besondere Rolle spielen in diesem Zusammenhang die 

landeseigenen Forstbetriebe, die in vielen Fällen einer gewinnorientierten Bewirtschaftung 

unterliegen (BENZ et al. 2008). Hier sollten die Länder klare Vorgaben zur Umsetzung des 

2 %-Ziels machen und ihre Forstbetriebe dabei unterstützen. Darüber hinaus sollten 

interessierte Privateigentümer wie Waldbesitzer oder auch Kirchen, die Flächen freiwillig als 

Wildnisgebiet zur Verfügung stellen wollen, unterstützt werden. 

Wirtschaftliche Konflikte kann es auch im Zusammenhang mit Kommunalwäldern geben. 

Einige Kommunen erwirtschaften einen nicht unerheblichen Teil ihrer Einkünfte durch die 

Holznutzung. Die regionale Wirtschaft kann über indirekte Effekte negativ betroffen sein. 

Beispielsweise kann es sein, dass das Holzangebot reduziert wird, mit Auswirkungen auf die 

zuliefernden und weiterverarbeitenden Betriebe, wie Sägewerke und 

Holztransportunternehmen, bei denen es zu Einkommensverlusten kommen kann (BfN 2013). 

374. Die wirtschaftlichen Ziele einer touristischen Nutzung können im Konflikt mit dem Ziel 

des Prozessschutzes stehen (COLE 2001). Um die Schutzziele nicht zu gefährden, sind 

Planungen und Konzepte für eine gezielte Besucherlenkung wichtig (BRÜGGEMANN 2006). 

Für die Besucher zugängliche Routen und Bereiche sollten nach naturschutzfachlichen und 

naturerlebnisorientierten Gesichtspunkten so ausgewählt werden, dass ökologisch sensible 

Gebiete ausgespart und – soweit nötig – Wegegebote bzw. Betretungsverbote umgesetzt 

werden (EUROPARC Deutschland 2013). Um die Erlebbarkeit zu ermöglichen, sind 

Maßnahmen zur Verkehrssicherungspflicht in diesen Bereichen nötig. Hierbei ist zu bedenken, 

dass die eudaimonistischen Begründungen des Wildnisschutzes (s. Abschn. 5.2.2.3) die 

Zugänglichkeit und Erlebbarkeit der Gebiete voraussetzen. Die Regulierung des 

Besucherverhaltens innerhalb von Wildnisgebieten ist aber praktisch unumgänglich. 

Abhängig von den Rahmenbedingungen und der räumlichen Betrachtungsebene können die 

Einkommensverluste, die durch einen Nutzungsverzicht entstehen, geringer sein als die 
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regionalwirtschaftliche Wertschöpfung, die durch ein naturschutzfachlich streng geschütztes 

Gebiet generiert wird. In einer Studie haben JOB und MAYER (2012) exemplarisch für den 

Nationalpark Bayerischer Wald die regionalwirtschaftlichen Einkommensverluste durch den 

Verzicht auf eine Holznutzung ermittelt. Die entgangene Wertschöpfung einer hypothetischen 

forstwirtschaftlichen Nutzung samt Holzverarbeitung in der Sägeindustrie beläuft sich je nach 

Szenario auf zwischen 5,0 und 10,8 Mio. Euro jährlich. Diese stehen einer realen jährlichen 

Wertschöpfung von etwa 13,5 Mio. Euro durch den Nationalparktourismus gegenüber. Die 

Autoren der Studie kommen zu dem Schluss, dass der Nationalpark mit 190 

Vollzeitarbeitskräften größere positive Effekte auf den regionalen Arbeitsmarkt hat als ein 

alternativ existierender Staatsforstbetrieb mit etwa 90 bis 110 Mitarbeitern. Der Vergleich 

zwischen den regionalwirtschaftlichen Effekten forst- und holzwirtschaftlicher Nutzung (inkl. 

Tourismus) und einem strengen Naturschutz (inkl. schutzgebietsinduziertem, zusätzlichem 

Tourismus) geht hier zugunsten des Nationalparks oder, je nach Szenario, mindestens 

paritätisch aus. Diese Betrachtungen gelten allerdings für den speziellen Fall Bayerischer 

Wald und sind nicht ohne Weiteres auf andere Gebiete übertragbar. Die Mehrzahl der 

deutschen Nationalparks hat zwischen 40 und 90 Mitarbeiter (EUROPARC Deutschland 

2013). Darüber hinaus ist nicht davon auszugehen, dass zukünftig jedes Wildnisgebiet 

außerhalb von Nationalparks auch eine eigene Verwaltung besitzen wird. 

Solche Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen berücksichtigen häufig noch nicht den 

gesellschaftlichen Nutzen vieler weiterer Ökosystemleistungen und der durch sie 

bereitgestellten öffentlichen Güter. So stehen beispielsweise den entgangenen Einnahmen 

durch die Einrichtung von ökologischem Hochwasserschutz auch große gesellschaftliche 

Nutzen gegenüber, welche in einer vollständigen Kosten-Nutzen-Analyse zu berücksichtigen 

sind (SCHÄFER und KOWATSCH 2015). Generell mag es in einer effizienztheoretischen 

Betrachtung fraglich bleiben, ob die teilweise immateriellen Wohlfahrtseffeke des 

Wildnisschutzes dessen Opportunitätskosten aufwiegen. Die Einrichtung von Wildnisgebieten 

ist aber letztlich eine naturschutzpolitische Entscheidung über das Ausmaß an öffentlichen 

Gütern in einer wohlhabenden Gesellschaft. Statt um eine Effizienzbetrachtung geht es um 

die Wertentscheidung, ob sich eine Gesellschaft nutzungsfreie Wildnisgebiete leisten möchte. 

5.6.4 Kommunikation und Akzeptanz 

375. Weite Teile der deutschen Bevölkerung sind generell positiv gegenüber Wildnis 

eingestellt (BMUB und BfN 2014). Allerdings geht die Einrichtung von Prozessschutzgebieten, 

wie andere Landnutzungsoptionen auch, häufig mit lokalen oder regionalen 

Konfliktpotenzialen einher (POTTHAST und BERG 2013). Solche Konflikte können auch durch 

mangelnde Kommunikation und Partizipation vor, bei und nach der Einrichtung verschärft 

werden. 
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Einstel lungen zu Wildnis  

376. Die Einstellung der Menschen in Mitteleuropa gegenüber wilder, unberührter Natur hat 

sich im Laufe der Geschichte deutlich gewandelt (PIECHOCKI et al. 2014). In früheren 

Vorstellungen stellte Wildnis einen unwirtlichen, lebensfeindlichen Ort dar, an dem man den 

natürlichen Witterungsbedingungen wie Stürmen und starken Niederschlägen aber auch 

„wilden Tieren“ weitgehend ausgeliefert war. Mit der Etablierung der Landwirtschaft hat sich 

der Mensch zunehmend unabhängig von vielen dieser Bedingungen gemacht. Er hat die Natur 

immer intensiver für sich genutzt, geformt und verändert – Wälder gerodet und Moore 

entwässert, das Land urbar gemacht. Heute lebt ein immer größerer Anteil der Menschen in 

Städten, in denen der Alltag stark durch organisierte, strukturierte Prozesse und Naturferne 

gekennzeichnet ist. 

Gleichzeitig wächst mit dieser zunehmenden Kontrolle über die Natur die Sehnsucht nach 

Wildnis (HAß et al. 2012) als Gegenpol zur Zivilisation. Sie wird immer mehr auch als Raum 

wahrgenommen, in dem noch Werte wie Einsamkeit, Weite und Ruhe erfahren werden 

können, und in dem Prozesse ungeplant ablaufen (vgl. Tz. 343). Dies zeigt sich auch in 

aktuellen Befragungen. Das BfN untersucht regelmäßig die Einstellung der Bevölkerung 

gegenüber der Natur mit den sogenannten Naturbewusstseinsstudien. Ein Schwerpunkt der 

Studie im Jahr 2013 war das Thema Wildnis. Hier zeigte sich, dass 65 % der Bevölkerung 

Natur umso besser gefällt, desto wilder sie ist („trifft voll und ganz zu“: 23 % und „trifft eher zu“: 

42 %). Mit dem Begriff Wildnis werden in der deutschen Bevölkerung häufiger positiv besetzte 

Begriffe wie „Naturbelassenheit“ als negative wie „Chaos und Verwahrlosung“ verbunden 

(BMUB und BfN 2014).  

Personen, die für mehr Wildnis in Deutschland plädieren, wünschen sich insbesondere in 

Wäldern sowie in Moorlandschaften mehr Wildnis. Küstenabschnitte und Seenlandschaften 

werden deutlich seltener genannt (Abb. 5-3). 
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Abbildung 5-3 

Ausdehnung der Wildnis in verschiedenen Ökosystemtypen  

 

Quelle: BMUB und BfN 2014 

377. Die Zustimmung gegenüber der Ausbreitung von wild lebenden Großsäugern ist groß: 

Rund zwei Drittel der Deutschen finden gut, wenn Biber (67 %), Luchs (64 %) und Wildkatze 

(63 %) sich ausbreiten. Das Verhältnis der Deutschen zum Wolf ist dagegen ambivalent und 

seine Rückkehr in das dicht besiedelte Deutschland mit einer emotionalen Diskussion 

verbunden: 44 % finden gut, wenn der Wolf sich in Deutschland verbreitet, 41 % finden es 

nicht gut (BMUB und BfN 2014). 

378. Auch wenn eudaimonistische Werte und Bedeutungen von Biodiversität (vgl. 

Abschn. 5.2.2.3) subjektiv erlebt werden und dadurch in politischen Auseinandersetzungen 

häufig als „weiche Argumente“ angesehen werden, können auch diese neben den 

instrumentellen Werten auf große Zustimmung stoßen. Die Ergebnisse der 

Naturbewusstseinsstudie 2013 zeigen, dass in der Öffentlichkeitsarbeit bereits an bekannte 

und breit befürwortete Pro-Argumente angeknüpft werden kann (Wildnis als „Rückzugsräume 

für Tiere und Pflanzen“, als „Freiraum in unserer technisierten Welt“, als Referenzfläche 

(BMUB und BfN 2014, S. 30 f.)). 

Die für die Etablierung von Wildnis notwendige Akzeptanz wird durch ein Naturverständnis 

bedingt, das natürliche Entwicklung als solche wertschätzt (vgl. BROUNS 2003). 

Gesellschaftliche Diskurse und öffentliche Meinung haben neben der allgemeinen 

Wertorientierung großen Einfluss auf die individuellen Einstellungen. Ein gesellschaftlicher 

Diskurs ist damit für die Ausweitung von Prozessschutzflächen bedeutsam. Im Rahmen der 

Naturbewusstseinsstudie antworteten 30 % der Deutschen mit „weiß nicht“ auf die Frage 
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„Meinen Sie, dass es in Deutschland bereits genügend Nationalparks gibt?“, 33 % antworteten 

„ja“, 37 % „nein“ (BMUB und BfN 2014). Um insbesondere die Unentschlossenen zu erreichen, 

sollte auf positive Weise über gute Gründe für und Chancen von Wildnis und deren 

Unterschutzstellung informiert werden.  

Der SRU begrüßt, dass das BMUB im Zuge der Naturschutz-Offensive 2020 (BMUB 2015b) 

dem Thema Wildnis im Rahmen seiner Öffentlichkeitsarbeit besondere Aufmerksamkeit 

widmen wird. Der SRU empfiehlt die Durchführung einer bundesweiten Kampagne pro Wildnis: 

Durch intensive Öffentlichkeitsarbeit sollte das Thema Wildnis stärker in das Bewusstsein der 

breiten Öffentlichkeit rücken. Die Kampagne sollte sowohl auf Fakten basieren als auch 

positive Emotionen der Menschen ansprechen. Sie sollte insbesondere auf die instrumentellen 

und eudaimonistischen Argumente für Wildnis eingehen, aber auch die Synergien mit anderen 

Umweltpolitikbereichen wie Klima- und Hochwasserschutz klar kommunizieren.  

Besondere Anforderungen an den Prozess der Real is ierung von Wildnis: 

Dialog und Bürgerbetei l igung   

379. Die Sympathie für Wildnis ist generell groß. Dennoch kommt es bei der Ausweisung 

von Wildnisgebieten unter den relevanten Stakeholdern und der örtlichen Bevölkerung 

potenzieller Großschutzgebiete immer wieder zu Akzeptanzproblemen und kontroversen 

Diskussionen (von RUSCHKOWSKI 2009). Ein jüngeres Beispiel ist das Verfahren zur 

Einrichtung des Nationalparks Nordschwarzwald (WACHINGER et al. 2014), ein aktuelles die 

andauernde Diskussion um den Schutzgebietsstatus des Steigerwalds (JEDICKE 2015b).  

Der SRU fasste bereits 2002 in seinem Sondergutachten „Für eine Stärkung und 

Neuorientierung des Naturschutzes“ die Gründe für Akzeptanzdefizite zusammen und 

unterteilte diese auf der Metaebene in fünf Kategorien, die sich auch alle im Kontext der 

Ausweisung von Wildnisgebieten in Deutschland finden lassen:  

– Ökonomische Nachteile bzw. ungünstige Rahmenbedingungen finanzieller und 

organisatorischer Art, 

– mangelnde Vertrautheit mit Naturschutzzielen, 

– konträre Werthaltungen und Überzeugungen, 

– Kommunikationsformen, die von den Beteiligten als unbefriedigend oder als autoritär erlebt 

werden, und 

– Angst vor Verhaltenseinschränkungen, Bevormundung und Fremdbestimmung (SRU 2002, 

Tz. 79 ff.). 

Die konkreten Gründe für Bedenken und eine fehlende Akzeptanz vor Ort sind sehr vielfältig. 

Bedeutsam ist die Sorge um Ertragseinbußen in der Land- und Forstwirtschaft und den Verlust 

von Arbeitsplätzen, beispielsweise in der holzverarbeitenden Wirtschaft (vgl. Abschn. 5.6.3). 

Eine Rolle spielt auch die Frage nach Brennholz (EGIDI 2015), die Besorgnis um 
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Freiheitseinengung durch Regeln (Betretungsverbote, Verbote des Sammelns von Beeren und 

Pilzen (SIEBERATH 2007)) und vor der Ausbreitung des Borkenkäfers und dessen 

Auswirkungen auf den Tourismus (SUDA und WAGNER 2012). Auch die Veränderung des 

gewohnten Landschaftsbildes (ebd.; Nationalparkverwaltung Bayerischer Wald 2011) und die 

Sorge um den Verlust von Sonderstandorten und Arten (vgl. Abschn. 5.6.2) werden als 

Argumente thematisiert (NIEMEYER-LÜLLWITZ 2012). Defizite bei der Beteiligung spielen 

ebenfalls eine Rolle (WACHINGER et al. 2014). 

380. Die ökologischen, ökonomischen und politischen Rahmenbedingungen vor Ort bei der 

Ausweisung neuer Schutzgebiete sind jeweils unterschiedlich. Eine „vorgefertigte Lösung“ im 

Sinne eines standardisierten Konzepts gibt es daher nicht. Für die deutschen Nationalparks 

gibt es schon seit langem Regeln zur frühzeitigen und kontinuierlichen 

Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Erstellung von Nationalparkplänen (EUROPARC 

Deutschland 2000). EGIDI (2015) konstatiert, dass es bei dem emotionalen und 

bedürfnisorientierten Thema „Nationalpark“ eines hohen Maßes an Empathie für die vor Ort 

lebenden Menschen bedarf. Aufgrund der emotionalen Dimension von Wildnis sind besondere 

Anforderungen an den Prozess der Realisierung eines Schutzgebietsprojekts zu stellen. Da 

die Schutzgebietskategorie „Nationalpark“ besonders häufig zu Akzeptanzproblemen führt, 

empfehlen HOHEISEL und SCHWEIGER (2009), bei der Etablierung eines Wildnisgebiets 

zuerst über die inhaltliche Ausgestaltung und erst im Anschluss über die gesetzliche 

Schutzgebietskategorie zu diskutieren.  

Von entscheidender Bedeutung ist es, dass die Beteiligenden alle direkt Betroffenen und 

andere Beteiligte möglichst früh an den Prozessen teilhaben lassen. Eine frühzeitige, effiziente 

und effektive Öffentlichkeitsbeteiligung macht Entscheidungen nachvollziehbar und 

transparent und ermöglicht – gerade auch aus Umweltsicht – qualitativ bessere Lösungen. 

Darüber hinaus kann die Beteiligung der Öffentlichkeit die Dauer von öffentlicher Planung 

sowie der Zulassung und Durchführung von Vorhaben verkürzen (FLASBARTH et al. 2012; 

ESER 2014). Für die erfolgreiche Realisierung und die Kommunikation mit den Akteuren 

(Stakeholdern) des Schutzgebietsumfelds kann der strategische Ansatz einer Akteursanalyse 

sinnvoll sein. Er ermöglicht die systematische Erfassung aller potenziell Betroffenen und 

anderer Beteiligter und die Bildung einer Stakeholder-Typologie (vgl. Tab. 5-4; von 

RUSCHKOWSKI 2009; WACHINGER et al. 2014).  
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Tabelle 5-4 

Potenzielle Stakeholder eines Wildnisgebietes: 

Beteiligende, direkt Betroffene, andere Beteiligte  

Beteiligende Landesregierung 
Falls schon Schutzgebiet vorhanden:  

Management (Besitzer, Pächter) 

Hauptamtliche und ehrenamtliche Mitarbeiter 

Direkt 
Betroffene 

Kommunen 

Anwohner  

Private und kommerzielle „Naturnutzer“ in der Region (z. B. Sportler, 
Wanderer, Fischer, Jäger, Land- und Forstwirte, Energieerzeuger) 

Zulieferer und Weiterverarbeiter (z. B. Cluster Forst und Holz u. a.) 

„Touristische“ Anbieter und Infrastrukturanbieter in der Region  
(z. B. Hotels/Gastronomie, gewerbliche Freizeitbetriebe, Reiseveranstalter, 
Hafenbetreiber) 

Andere 
Beteiligte 

Interessengruppen und Verbände  
(z. B. aus der Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz) 

Medien 

Bundesregierung 

Andere Großschutzgebiete 

Mittelgeber 

SRU/UG 2016/Tab. 5-4; 
Datenquelle: von RUSCHKOWSKI 2009; WACHINGER et al. 2014 

 

381. Öffentlichkeitsbeteiligung kann eine breite Akzeptanz für das Schutzgebiet schaffen, 

zum Beispiel im Sinne der Legitimation eines behördlichen Rahmenkonzepts (WIRTH et al. 

2015), einer gemeinsamen Perspektive und der Identifikation mit den Zielen des 

Schutzgebiets, zum Beispiel durch kommunale Entscheidungsträger. Im besten Fall wird das 

neue Schutzgebiet in der lokalen Bevölkerung als Chance für eine neue regionale Identität 

und eine Bereicherung der regionalen Kultur- und Bildungsangebote wahrgenommen.  

Für das Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung werden verschiedene Erfolgsfaktoren als 

bedeutsam herausgestellt: Neben Frühzeitigkeit, Ergebnisoffenheit und dem Einbezug aller 

relevanten Akteursgruppen und Entscheidungsträger ist Transparenz von zentraler 

Bedeutung. Es ist wichtig, im Vorfeld klarzustellen, um welche Beteiligungsform es sich 

handelt und welche Funktion die Beteiligung mit welchem Entscheidungsspielraum hat. Die 

Ergebnisse sollten im Sinne eines Mandats des entscheidenden Gremiums umsetzbar sein 

und deren Votum durch übergeordnete Gremien (z. B. zuständige Landesregierung) nach 

Möglichkeit gefolgt werden. Hierfür bedarf es einer institutionellen Verankerung. Innerhalb des 

Verfahrens sind Aufrichtigkeit, Fairness, Wertschätzung, „Dialog auf Augenhöhe“ und eine 

zielgruppengerechte, widerspruchsfreie Ansprache mit qualifizierten Informationen 

entscheidende Faktoren dafür, dass das Verfahren als gerecht empfunden wird und Vertrauen 
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hergestellt werden kann (WIRTH et al. 2015; Europäische Kommission 2013b; SUŠKEVIČS 

et al. 2010; EGIDI 2015).  

Beteiligung bedeutet deutlich mehr Zeitaufwand als rein hierarchische Steuerungsformen und 

verursacht höhere Kosten (WIRTH et al. 2015). Als entscheidender Faktor ist die ausreichende 

Ausstattung mit finanziellen und personellen Ressourcen zu benennen, um das gesamte 

Verfahren von Anfang an kontinuierlich und professionell begleiten zu können (vgl. SCHLIEP 

und STOLL-KLEEMANN 2010), beispielsweise durch die Beauftragung einer externen und 

unabhängigen Person bzw. Instanz. 

382. Neben der Beteiligung ist es bedeutsam, dass die Beteiligenden das Thema möglichst 

frühzeitig durch zielgruppenspezifische Öffentlichkeitsarbeit in der Region „besetzen“. Dabei 

ist es hilfreich, in der Region beliebte und anerkannte Fürsprecher zu gewinnen, zum Beispiel 

Regionalpolitiker. Auch die soziokulturelle Lebenswelt der Akteure, die regionale Identität, 

konkrete lokale Akteurskonstellationen und die lokalen Kommunikationsstrukturen spielen 

eine wichtige Rolle (von RUSCHKOWSKI 2009; WIRTH et al. 2015; LIEBECKE et al. 2009). 

Daher ist es von Bedeutung, in Teams aus Kommunikationsexperten und „Kennern“ aus der 

Region Öffentlichkeit aktiv herzustellen. 

Exkurs: Part izipat iver Auswahlprozess und Bürgerbeteil igung zur Etablierung 

des Nat ionalparks Hunsrück -Hochwald  

Ein positives Beispiel für die Ausweisung eines neuen Wildnisgebietes ist die Einrichtung des 

Nationalparks Hunsrück-Hochwald, bei der durch ein frühzeitiges, ergebnisoffenes 

Bürgerbeteiligungsverfahren ein breiter Konsens hergestellt werden konnte. Den Weg zu dem 

Nationalpark haben die Bundesländer Rheinland-Pfalz und Saarland, die Regionen und 

Kommunen zusammen bestimmt. Als zentraler Erfolgsfaktor gilt neben der gemeinsam 

entwickelten Perspektive zur Regionalentwicklung der in mehrere Entscheidungsstufen 

gegliederte partizipative Verfahrensansatz. Dieser war von Beginn an durch Mitbestimmung 

und in Bezug auf die konkrete Region durch Ergebnisoffenheit geprägt (EGIDI 2015). 

Statt eines Top-down-Ansatzes wurde im vorliegenden Fall ein Verfahren erarbeitet, das in 

drei Phasen und mehrere Entscheidungsstufen gegliedert war. Nach der Phase der 

Interessenbekundung, in der fünf naturschutzfachlich geeignete Regionen signalisieren 

konnten, ob das Vorhaben für sie infrage kommt, und die Region Hochwald ein 

entsprechendes Interesse meldete, wurde die zweite Phase eingeleitet. In der „Dialog mit der 

Region“-Phase wurden die Erwartungen der Bürger in der Region aufgenommen und darauf 

aufbauend ein Landeskonzept für Nationalpark und Nationalparkregion erarbeitet. Nach 

abermaligem positivem Votum der Region wurde das rechtsförmliche Verfahren zur 

Ausweisung des Nationalparks in den Bundesländern Rheinland-Pfalz und Saarland initiiert. 

Durch den partizipativen Ansatz und einen intensiven Bürgerdialog-Prozess sollte nicht nur die 

Akzeptanz in der Region, sondern auch die Identifikation mit dem Nationalpark geschaffen 
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werden. Sämtliche wichtige Akteure vor Ort sind in die Planungen einbezogen worden, bevor 

erste Entscheidungen gefallen sind (EGIDI 2015). Der Nationalpark wurde am 

Pfingstwochenende 2015 eröffnet.  

Kont inuier l icher Austausch, Information und Part izipat ion  

383. Auch nach der Einrichtung eines Wildnisgebietes spielt die Frage der Akzeptanz im 

Umfeld des Schutzgebietes weiterhin eine Rolle. Die erste Evaluierung der deutschen 

Nationalparks zeigte beispielsweise, dass die Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit von Seiten 

der Nationalparkverwaltungen in allen Nationalparks zur Gewährleistung bzw. Erhöhung der 

regionalen Akzeptanz der Parks beiträgt (EUROPARC Deutschland 2013). Eine zentrale Rolle 

spielt die Kooperation im regionalen Umfeld (HEILAND und HOFFMANN 2013; EUROPARC 

Deutschland 2013; Europäische Kommission 2013b; SCHLIEP und STOLL-KLEEMANN 

2010). Sinnvoll kann hier die Einrichtung eines kommunalen Ausschusses für das 

Großschutzgebiet sein, in dem ein regelmäßiger Austausch mit den betroffenen Gemeinden 

und weiteren Stakeholdern stattfindet. Beispiele sind der Kommunale Nationalparkausschuss 

Nationalpark Bayerischer Wald sowie das Bürgerforum und der Beirat im Nationalpark 

Hunsrück-Hochwald. 

Oft werden Kommunikationsaktivitäten der Schutzgebietsverwaltung nur ansatz- oder 

teilweise evaluiert. In den meisten Nationalparks gibt es zu wenige Stellen für 

Öffentlichkeitsarbeit, Umweltbildung und Besucherinformation und/oder diese sind nicht mit 

entsprechend in Kommunikation ausgebildetem und qualifiziertem Personal besetzt 

(EUROPARC Deutschland 2013). 

Der SRU empfiehlt daher die Einrichtung von Stellen für strategische Kommunikation und 

Öffentlichkeitsarbeit in den Nationalparkverwaltungen, um der Daueraufgabe des 

begleitenden Dialogs, der Kooperation und dem kontinuierlichen Informationsbedürfnis 

professionell gerecht werden zu können. Ein kontinuierlicher Austausch mit dem regionalen 

Umfeld des Schutzgebietes kann auch für kleinere Wildnisgebiete von Bedeutung sein. Neben 

Vertrauen und der Möglichkeit zur Partizipation gibt es weitere wichtige Einflussfaktoren für 

die Akzeptanz von Schutzgebieten im regionalen Umfeld, wie unter anderem 

Übereinstimmung mit dem Natur- und Landschaftsverständnis der lokalen Bevölkerung, Stolz 

und regionale Identität sowie Erholungsmöglichkeiten für die Menschen vor Ort (MAYER und 

STOLL-KLEEMANN 2016). 

5.6.5 Möglichkeiten zum Flächenerwerb und 

zur Finanzierung 

384. Eine zentrale Herausforderung bei der Einrichtung von Wildnisgebieten in Deutschland 

ist die Verfügbarkeit und langfristige Sicherung geeigneter Flächen. Dies gilt insbesondere vor 

dem Hintergrund des steigenden Flächendrucks und zunehmender Nutzungskonkurrenzen (s. 

Kap. 4). Die Flächen, die sich im Eigentum der öffentlichen Hand befinden, spielen dabei eine 
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entscheidende Rolle (OPITZ et al. 2015). Daher sind Bund, Länder und Kommunen zentrale 

Akteure bei der Erreichung des 2 %-Ziels (s. Abschn. 5.6.6). 

Die Flächen des Nationalen Naturerbes können einen wichtigen Beitrag zu einer bundesweiten 

Wildniskulisse leisten. Die Regierungsparteien haben sich im Koalitionsvertrag 2005 zum Ziel 

gesetzt, 80.000 bis 125.000 ha national repräsentative Naturschutzflächen des Bundes von 

einer Privatisierung auszunehmen und in eine Bundesstiftung einzubringen oder an die 

Bundesländer zu übertragen (CDU et al. 2005, S. 67 f.). Im Koalitionsvertrag von 2013 haben 

die Regierungsparteien eine Erweiterung um mindestens 30.000 ha beschlossen, auch um 

das 2 %- bzw. 5 %-Ziel zu erreichen (CDU et al. 2013, S. 119). Die Flächen des Nationalen 

Naturerbes liegen unter anderem in Nationalparks, Kernzonen der Biosphärenreservate, 

ehemaligen militärischen Übungsflächen und Bergbaufolgelandschaften (REITER und 

DOERPINGHAUS 2015). Seit 2005 sind bereits 125.000 ha naturschutzfachlich wertvoller 

Flächen als Nationales Naturerbe in zwei Tranchen gesichert und zum größten Teil an die 

Länder, die Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) oder private Naturschutzorganisationen 

übertragen worden. Davon sind etwa 27.200 ha als Prozessschutzflächen gemeldet, die 

jedoch aufgrund ihrer Flächengröße nicht alle Teil einer Wildniskulisse sind (REITER und 

DOERPINGHAUS 2015). Die Erweiterung des Nationalen Naturerbes um eine dritte Tranche 

mit rund 31.000 ha wurde im Juni 2015 beschlossen. 

Die Übernahme von Flächen kann mit hohen Folgekosten für die Flächenverwaltung 

und -entwicklung verbunden sein. Neben zu entrichtenden Steuern und Abgaben, zum 

Beispiel Grundsteuer und Abgaben an Wasser- und Bodenverbände, zählen dazu auch 

Kosten für Personal (JOHST et al. 2015). Die Folgekosten (ohne Personalkosten) schwanken 

zwischen 1,83 Euro und 84,86 Euro pro Hektar und Jahr. Selbst wenn die Gebiete gewisse 

Einnahmen generieren, können diese Kosten große finanzielle Ressourcen nicht-staatlicher 

Träger binden. Die Übernahme von Flächen stellt damit eine Verlagerung von staatlichen 

Kosten und Aufgaben auf die dem Gemeinwohl verpflichteten Naturschutzorganisationen dar 

(SRU 2007, Tz. 403). Daher sollten nach Ansicht des SRU Möglichkeiten gefunden werden, 

diese finanziellen Belastungen zu reduzieren. Denkbar wären beispielsweise die Befreiung 

von bestimmten Steuern und Abgaben oder die Einrichtung eines Fonds aus Bundesmitteln. 

385. Um die Gebiete dauerhaft sichern zu können, ist der Erwerb durch Kauf oder Tausch 

die beste Lösung. Wo dies nicht möglich ist, beispielsweise weil ein Privateigentümer seine 

Fläche nicht verkaufen möchte, aber gleichzeitig bereit ist, auf eine Nutzung zu verzichten, 

kann der Abkauf des Nutzungsrechts eine Alternative darstellen. Dieser Weg wurde 

beispielsweise von der Naturstiftung David in Thüringen bereits erfolgreich beschritten. Hier 

hat ein Eigentümer im Rahmen des Naturschutzgroßprojektes „Hohe Schrecke – Alter Wald 

mit Zukunft“ eine einmalige Zahlung dafür erhalten, dass er dauerhaft auf die forstliche 

Nutzung verzichtet („Naturschutzfachlich bedeutsames Wiegental in der Hohen Schrecke 

dauerhaft als Wildnisgebiet gesichert. Durchbruch bei der Lösung des Rechtsstreits in der 
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Hohen Schrecke.“ Pressemitteilung der Naturstiftung David vom 5. Februar 2014). Die 

dauerhafte Sicherung wurde in diesem Fall zum einen über einen zivilrechtlichen Vertrag, zum 

anderen über den Eintrag des Nutzungsverzichts in das Grundbuch sowie eine neue 

Schutzgebietsverordnung mit dem Ziel Prozessschutz erreicht (JOHST 2015). Dieses Modell 

könnte in Zukunft auch in anderen Fällen genutzt werden und über die forstliche Nutzung 

hinaus auch auf die Jagd ausgedehnt werden. Ein Hindernis können jedoch die erhobenen 

Steuern darstellen. Während beim Kauf von Flächen je nach Bundesland eine 

Grunderwerbssteuer in Höhe von 3,5 bis 6,5 % anfällt, ist beim Abkauf eines 

Nutzungsverzichts Mehrwertsteuer in Höhe von 19 % zu entrichten. In diesem Zusammenhang 

regt der SRU an zu prüfen, inwieweit Stiftungen und andere als gemeinnützig anerkannte 

Akteure, die einen Beitrag zur Erreichung von Zielen der Bundesregierung leisten, beim 

Abkauf eines Nutzungsverzichts von der Mehrwertsteuer befreit werden können. 

International spielt privates Engagement bei der Flächensicherung im Naturschutz bereits eine 

sehr viel größere Rolle als in Deutschland. So haben in den USA beispielsweise Schenkungen 

von Nutzungsverzicht in den letzten Jahrzehnten durch das Schaffen von Rechtssicherheit 

und die steuerliche Absetzbarkeit eine große Bedeutung erlangt (DISSELHOFF 2015). 

Exkurs: Stif tung Naturlandschaften Brandenburg –  Die Wildnisst if tung 

Mit dem Abzug der sowjetischen Truppen im Jahr 1994 wurden in Brandenburg großflächige 

militärische Übungsplätze frei. Um ehemalige Truppenübungsplatzflächen zu erwerben und 

als Wildnisgebiete von nationaler und internationaler Bedeutung dauerhaft für den Naturschutz 

zu sichern, wurde am 16. Mai 2000 die Stiftung Naturlandschaften Brandenburg gegründet. 

Sie ist eine Public Private Partnership, das heißt sie wird gemeinsam von staatlichen und 

privaten Stiftern getragen: Träger sind das Land Brandenburg, die Zoologische Gesellschaft 

Frankfurt, der Naturschutzbund Deutschland, die Umweltstiftung WWF Deutschland (WWF – 

World Wide Fund For Nature), der regional tätige Landschafts-Förderverein Nuthe-Nieplitz-

Niederung, die Gregor Louisoder Umweltstiftung und eine Privatperson. 

Die Stiftung formuliert folgende Vision für ihre Arbeit: „Wir, die Stiftung Naturlandschaften 

Brandenburg, sichern und vernetzen große Wildnisgebiete, damit sich dort die Natur frei 

entfalten kann. Das ist unser Beitrag zum Erhalt der biologischen Vielfalt. Wir schaffen 

Urwälder von morgen und bringen den Menschen die Bedeutung und Schönheit ungestörter 

Natur nahe“ (Stiftung Naturlandschaften Brandenburg – Die Wildnisstiftung o. J.). 

Die bislang erworbenen Gebiete sind durch ein Mosaik von Sandflächen, Heiden, 

Naturwäldern und Feuchtgebieten gekennzeichnet, das sich der natürlichen Dynamik 

entsprechend verändert. Diese sich entwickelnden Landschaften werden in Teilbereichen 

durch geführte Exkursionen und Wanderwege für die Öffentlichkeit erlebbar gemacht. 

Insgesamt hat die Stiftung im Süden Brandenburgs bisher etwa eine Fläche von 12.800 ha der 

ehemaligen Truppenübungsplätze Heidehof, Jüterbog, Tangersdorf und Lieberose (Abb. 5-4) 
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gesichert, um sie dauerhaft einer vom Menschen vollständig unbeeinflussten Naturentwicklung 

zu überlassen. Sie sichert damit großräumig unzerschnittene Flächen in Deutschland 

dauerhaft für Naturschutz und Naturerleben. Diese sollen als Kernflächen wesentliche 

Bestandteile eines „Ökologischen Korridors Südbrandenburg“ werden. 

Abbi ldung 5-4 

Wildnisentwicklung in einem Moor und auf einem ehemaligen 

Truppenübungsplatz in Lieberose  

       

Fotos: Henriette Dahms 

Folgende Finanzierungsmöglichkeiten zum Erwerb und zur Unterhaltung von Flächen sind 

denkbar:  

– Verschiedene Bundesprogramme bieten Finanzierungsmöglichkeiten für den 

Flächenerwerb, zum Beispiel das Förderprogramm für Naturschutzgroßprojekte 

„chance.natur – Bundesförderung Naturschutz“, das „Bundesprogramm biologische 

Vielfalt“ zur Umsetzung der nationalen Biodiversitätsstrategie, der „Waldklimafonds“ oder 

das geplante „Bundesprogramm Blaues Band“. 

– Im Rahmen der Eingriffsregelung können Flächenpools und Ökokonten dazu genutzt 

werden, um mit einem raumplanerischen Konzept bestehende Wildnisgebiete zu erweitern 

oder potenzielle Wildnisgebiete einzurichten. 

– Es sollte außerdem geprüft werden, inwieweit Einnahmen aus dem Tourismus wie die 

Kurtaxe oder die Fremdenverkehrsabgabe als Finanzierungsmöglichkeiten in Betracht 

kommen (SRU 2007, Tz. 217). Hier gibt es erste Beispiele. So wird durch die 

„Ziegenprämie“ aus der Kurtaxe in der Ferienregion Münstertal-Staufen die 

Landschaftspflege unterstützt (LIESEN und COCH 2015). 

– Zertifikate, die Naturschutz und Ökosystemleistungen in Wert setzen, zum Beispiel 

MoorFutures, mit denen Moorwiedervernässungsprojekte finanziert werden, oder die in der 

Entwicklung befindlichen Zertifikate der Nationalen Naturlandschaften Deutschlands, 

leisten gleichzeitig einen Beitrag zum Umwelt- und Naturschutz sowie zum Klimaschutz. 

Denkbar wäre auch die Entwicklung von „Wildniszertifikaten“, mit denen beispielsweise 

Besucher einen freiwilligen Beitrag zur Wildnisentwicklung eines Gebietes leisten können. 
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– Spenden und Sponsoring (HOHEISEL und SCHWEIGER 2009). 

Wildnisgebiete können sowohl staatlich als auch durch folgende private Organisationsformen 

verwaltet werden: 

– Stiftungen: Eine bedeutende Säule privaten Engagements für Wildnis bilden die Flächen 

im Besitz von Stiftungen (s. Exkurs: Stiftung Naturlandschaften Brandenburg – Die 

Wildnisstiftung). In Schleswig-Holstein gehören mehr als 2 % der Landesfläche der Stiftung 

Naturschutz sowie weiteren privaten Naturschutzstiftungen, teilweise ebenfalls mit dem 

Fokus auf Wildnisentwicklung (THIESSEN 2011, S. 110; Stiftung Naturschutz Schleswig-

Holstein o. J.). Sie können entweder in rein privater Trägerschaft oder in Form von Public 

Private Partnerships organisiert sein, das heißt einer Zusammenarbeit zwischen der 

öffentlichen Hand und privatwirtschaftlichen Unternehmen. 

– Privatwirtschaftliche Organisationsformen: Beispielsweise betreut die DBU 

Tochtergesellschaft DBU Naturerbe GmbH die Naturerbeflächen der Stiftung. Die Aufgaben 

der NationalparkService gGmbH des Nationalparks Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer 

sind die hauptamtliche Betreuung des Nationalparks und die Besucherinformation. 

5.6.6 Bund-Länder-Initiative Wildnis 

386. Das Ziel, dass sich auf mindestens 2 % der Landesfläche Deutschlands die Natur nach 

ihren eigenen Gesetzmäßigkeiten entwickelt, lässt sich nur durch gemeinsames, engagiertes 

Handeln von Bund und Ländern zur Flächenbereitstellung und Finanzierung realisieren. Dies 

gilt insbesondere im Hinblick auf das ambitionierte Zielerreichungsjahr 2020. Um dieses Ziel 

zu erreichen, hat der Bund unter anderem bereits Fördermittel zur Ermittlung von 

Wildnispotenzialen auf Militärflächen und in Bergbaufolgelandschaften, zur 

Wildniskommunikation, zur Bedeutung von Prozessschutz- und Wildnisgebieten für Arten und 

Lebensräume sowie zur Ermittlung von Qualitätskriterien für Wildnisgebiete bereitgestellt. 

Darüber hinaus gibt es auch verschiedene Initiativen auf Ebene der Bundesländer. Ein 

gemeinsames, koordiniertes Vorgehen fehlt jedoch. Daher ist der SRU der Auffassung, dass 

eine Bund-Länder-Initiative Wildnis einen erheblichen Mehrwert mit sich bringen würde. 

Startpunkt könnte die auf der Umweltministerkonferenz im November 2015 angestoßene 

Wildnis-Initiative sein (BMUB 2015b). Anknüpfend an bereits existierende Bund-Länder-

Initiativen in anderen Bereichen könnte eine solche Initiative unter anderem folgende 

Aufgaben erfüllen: 

– Informations- und Erfahrungsaustausch über aktuelle Entwicklungen in Bund und Ländern, 

etwa zu Synergien von Wildnisentwicklung mit dem Natur- und Umweltschutz (z. B. Klima- 

und Hochwasserschutz) und wirtschaftlicher Entwicklung ländlicher Regionen (Tourismus), 

– Koordination und Austausch zu den Flächen des Nationalen Naturerbes, 

– Diskussion bestehender und geplanter Konzepte (z. B. Wildniskonzepte der Länder), 
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– Monitoring des Zielerreichungsgrads, zum Beispiel auch zur Schnittmenge zwischen dem 

2 %- und dem 5 %-Ziel, 

– Diskussion bundesländerübergreifender Initiativen (z. B. Biotopverbund, Flussauen), 

– Sammlung guter Praxisbeispiele zur Ausweisung von Wildnisgebieten, 

– Vorstellung aktueller Forschungsvorhaben und Initiierung neuer Vorhaben, 

– Erarbeitung gemeinsamer Kommunikationsstrategien, 

– gegebenenfalls Vorbereitung von Empfehlungen für die Umweltministerkonferenz und 

– falls erforderlich und ökologisch sinnvoll, Ausgleich zwischen den einzelnen Ländern mit 

unterschiedlich hohen Anteilen an Wildnisflächen. 

Eine gemeinsame Initiative kann insbesondere auf Länderebene dazu beitragen, die Relevanz 

des Themas weiter ins Bewusstsein zu bringen und die politische Akzeptanz zu stärken. 

5.7 Fazit 

387. Flächen, auf denen sich die Natur vom Menschen unbeeinflusst und ungeplant 

entwickeln kann, existieren im dicht besiedelten Deutschland heute kaum noch. Daher ergänzt 

der Prozessschutz auf einem kleinen, begrenzten Teil der Landesfläche die bestehenden 

bewahrenden Ansätze als gleichberechtigte Säule des Naturschutzes. Ausgehend von einer 

prinzipiellen Gleichrangigkeit aller Ziele (Eigenart, Vielfalt und Schönheit, freie 

Naturentwicklung) und Leitlinien des Naturschutzes (Landschaftsschutz, Landespflege, Arten- 

und Biotopschutz, Prozessschutz) kann im raumkonkreten Einzelfall abgewogen und priorisiert 

werden. 

Wildnisschutz lässt sich umweltethisch auf unterschiedliche Weise begründen. Die 

Argumentationsansätze können verschiedenen Dimensionen zugeordnet werden: 

Instrumentelle bzw. schutzgutbezogen-funktionale Werte beschreiben die Bedeutung von 

nutzungsfreien Gebieten als Referenz- und Lernfläche sowie für den Biodiversitätsschutz, 

denn hier entwickelt sich ein ganz besonderes Artenspektrum. Aufgrund der Verpflichtungen 

gegenüber Mitmenschen und zukünftigen Generationen beinhaltet die Erhaltung der 

Biodiversität einen moralischen Wert, aus dem sich die Verantwortung zu Schutz und 

Wiedergewinnung von Wildnis ergibt. Darüber hinaus leistet Wildnis einen Beitrag zum „guten 

Leben“, indem sie ein besonderer und sinnhafter Naturerfahrungsraum ist, der einen 

Gegensatz zu der technisierten Zivilisation bildet. Wildnisgebiete sind zudem bedeutende 

Erholungsgebiete und Zentren für Umweltbildung. Daher begrüßt der SRU ausdrücklich das 

Ziel der nationalen Biodiversitätsstrategie, mehr Wildnis in Deutschland zu etablieren. 

Auf dem Weg dorthin sieht der SRU in den folgenden drei Bereichen den größten 

Handlungsbedarf: 
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Kriter ien fest legen und Bestandsaufnahme durchführen  

388.  

– Verbindliche Festlegung von Kriterien: Es muss klar definiert werden, unter welchen 

Bedingungen Gebiete einen Beitrag zum 2 %-Wildnisziel der nationalen 

Biodiversitätsstrategie leisten. Diese Anforderungen müssen verbindliche Kriterien zur 

Mindestgröße und Unzerschnittenheit enthalten sowie einen ergebnisoffenen 

Prozessschutz festschreiben. 

Die Mindestgrößen können in Abhängigkeit vom Lebensraumtyp variieren. Nach Ansicht 

des SRU sollten die im Rahmen des F+E-Vorhabens „Umsetzung des 2 %-Ziels für 

Wildnisgebiete aus der Nationalen Biodiversitätsstrategie“ und in den „Vilmer Eckpunkten 

zu Wildnisgebieten in Deutschland“ formulierten Anforderungen für eine Bilanzierung 

verbindlich herangezogen werden. 

– Bilanzierung der vorhandenen Wildnisgebiete: Die bereits vorhandenen und langfristig 

gesicherten Wildnisgebiete in Deutschland müssen ermittelt werden. 

– Menschliche Einflüsse minimieren: Eingriffe in natürliche Dynamiken sollten soweit wie 

möglich unterbleiben. Dazu zählen nach Auffassung des SRU auch das 

Wildtiermanagement und die gezielte Bekämpfung von Neobiota. Lediglich in einer 

Übergangsphase nach der Einrichtung eines Wildnisgebiets können bestimmte Eingriffe 

sinnvoll sein. 

– Priorisierung weiterer Flächen: Im Rahmen des F+E-Vorhabens „Umsetzung des 2 %-Ziels 

für Wildnisgebiete aus der Nationalen Biodiversitätsstrategie“ des Bundesamtes für 

Naturschutz wurden bereits potenziell geeignete Wildnisflächen identifiziert (ROSENTHAL 

et al. 2015). Im nächsten Schritt müssen nun diejenigen Flächen ausgewählt werden, die 

sowohl naturschutzfachlich als auch unter praktischen Gesichtspunkten (z. B. 

Eigentumsverhältnisse, umgebende Landschaft, Ausgangszustand) für Prozessschutz 

infrage kommen. Ein Ansatzpunkt hierbei können die im Rahmen des F+E-Vorhabens 

entwickelten naturschutzfachlichen Bewertungsmaßstäbe sein (ebd.). 

Wildnisgebiete recht l ich und wirtschaft l ich absichern  

389.  

– Dauerhafte Sicherung: Wildnisflächen sollten möglichst als geschützter Teil von Natur und 

Landschaft nach dem Bundesnaturschutzgesetz ausgewiesen und damit dauerhaft 

gesichert werden. Hierfür bieten die Schutzgebietskategorien Nationalpark (§ 24 

BNatSchG) und Naturschutzgebiet (§ 23 BNatSchG) einen hinreichenden rechtlichen 

Schutzstatus. Der SRU begrüßt eine Erweiterung des bestehenden Schutzgebietssystems.  

– Flächenerwerb und -unterhaltung fördern: Der Staat hat als Eigentümer großer Flächen 

eine besondere Verantwortung. Das 2 %-Wildnisziel kann nur erreicht werden, wenn Bund 
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und Länder ausreichende Flächen bereitstellen. Darüber hinaus sollten 

Naturschutzorganisationen und -stiftungen beim Erwerb von Flächen und der Finanzierung 

der Folgekosten durch öffentliche Gelder unterstützt werden. 

– Erhöhung der Ressourcen: Verwaltungen von Wildnisgebieten sollten finanziell und 

personell besser ausgestattet werden, auch um Stakeholder kontinuierlich betreuen zu 

können. Dies gilt insbesondere in den Bereichen Öffentlichkeitsarbeit, Umweltbildung, 

Forschung und Monitoring. 

Wahrnehmung und Verantwortung stärken 

390.  

– Steigerung der Akzeptanz: Bei der Suche nach Flächen zur Einrichtung neuer 

Wildnisgebiete ist von Anfang an ein ergebnisoffenes und von Mitbestimmung geprägtes 

Beteiligungsverfahren zu wählen, in das alle wichtigen Akteure eingebunden sein sollten. 

Nur so kann ein breiter Konsens in der betroffenen Region hergestellt werden. 

– Wildniskampagne: Eine intensive Öffentlichkeitsarbeit soll das Thema Wildnis stärker in das 

Bewusstsein der breiten Öffentlichkeit rücken und die Akzeptanz verbessern. Eine solche 

Wildniskampagne muss sowohl auf Fakten basieren, als auch positive Emotionen der 

Menschen ansprechen. Sie sollte die Synergien mit anderen Bereichen wie Hochwasser- 

und Klimaschutz klar kommunizieren, aber insbesondere auch auf die eudaimonistischen 

Gründe eingehen, die sich auf die Grundzüge eines guten menschlichen Lebens beziehen. 

– Bund-Länder-Initiative: Bund und Länder sollten eine gemeinsame, durch 

Naturschutzverbände und Stiftungen unterstützte nationale Wildnisinitiative initiieren, in der 

sie ihr Vorgehen koordinieren. 

Auf dem Weg zu mehr Wildnis in Deutschland sind die verschiedenen Projekte, die das BMUB 

und das BfN jüngst initiiert haben, wichtige nächste Schritte. Sie werden helfen, offene Fragen 

im Zusammenhang mit Wildnisgebieten zu beantworten und weiter wichtige Erfahrungen im 

Umgang mit dem faszinierenden aber durchaus auch kontrovers diskutierten Thema zu 

sammeln. 

Auch wenn sich in den letzten 15 bis 20 Jahren schon viel bewegt hat, steht die Bewegung für 

Wildnis in Deutschland erst am Anfang, denn beim Thema Wildnis muss in größeren 

Zeiträumen gedacht werden. Für die Wildnis von morgen – 2 % der Landesfläche –, in der 

Natur Natur sein darf und den Menschen damit von jeglichem Leistungs- und Erwartungsdruck 

entbindet, wird die eigentliche Herausforderung sein, „nichts“ zu tun (FISCHER 2015).   
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